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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Treffen die im FOCUS Nr. 50/2000 gemach- 
ten Angaben zu, wonach sich Bundeskanzler 
Gerhard Schröder - damals Abgeordneter - 
Anfang der achtziger Jahre in einem Bonner 
Park mit dem 2. Sekretär der Ständigen Ver- 
tretung der DDR, dem getarnten Stasi-Spion, 
F. K., getroffen haben soll?*) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank-Walter Steinmeier 
vom 22. Dezember 2000 

Der Bundeskanzler hat keine Erinnerung an ein von Ihnen beschriebe- 
nes Gespräch. Im Übrigen gab es seit der Normalisierung der Bezie- 
hungen zwischen den beiden deutschen Staaten in den 70er Jahren 
Kontakte von Abgeordneten aller Parteien zu Mitarbeitern der Ständi- 
gen Vertretung der DDR in Bonn. Daraus für einen Politiker die 
Schlussfolgerung zu ziehen, er habe Stasi-Kontakte unterhalten, ist 
schlichtweg unverantwortlich. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Blüm 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
auf ein baldiges Ende der regelmäßigen Bom- 
bardements ziviler Ziele im Süd- und Zentral- 
sudan, vornehmlich Schulen und Hospitäler, 
hinzuwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Iscbinger 
vom 10. Januar 2001 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin aktiv und mit allen Mitteln 
im Rahmen der VN, der EU wie auch bilateral für ein Ende der Bom- 
bardierung zivüer Ziele einsetzen. Ebenso große Bedeutung misst die 
Bundesregierung den Bemühungen um einen generellen, umfassenden 
und unbefristeten Waffenstillstand, einen wirksamen Überwachungs- 
mechanismus und ein Friedensabkommen bei. Deshalb engagiert sie 
sich zur Unterstützung der Friedensbemühungen der Intergovern- 
mental Authority on Development (IGAD) aktiv im IGAD-Partners 
Forum, einem informellen Zusammenschluss westlicher Staaten. Das 
fortgesetzte Engagement der Bundesregierung in diesem Bereich wird 
auch durch unsere nachdrückliche und erfolgreiche Unterstützung für 
die Ernennung von Bundesminister a. D. Gerhart-Rudolf Baum zum 
Sonderbeauftragten der Menschenrechtskommission der Vereinten 
Nationen zur Lage der Menschenrechte im Sudan dokumentiert. 


*) s. hierzu auch Frage 11 



Drucksache 14/5119 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


3. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Blüm 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung 
gegenüber den Verantwortlichen vor Ort den 
neuerlichen Bombenangriff auf eine Schule in 
der Nähe von YEI zu thematisieren, oder wird 
sie es wieder bei einem einfachen Protest be- 
wenden lassen, wie sie es schon nach dem 
8. Februar 2000 getan hat, als eine Antonow 
der Sudan Air Force zwei Bomben auf eine 
Schule in der Nähe des Cap Anamur-Hospitals 
warf und dabei 19 Kinder und eine Fehrerin 
zu Tode kamen? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 10. Januar 2001 

Die Bundesregierung wird weiterhin gemeinsam mit ihren EU-Part- 
nern auf die sudanesische Regierung einwirken und ihr mit allem 
Nachdruck verdeutlichen, dass eine Normalisierung der Beziehungen 
unter den gegebenen Umständen nicht in Frage kommt. Im Verlauf 
des politischen Dialogs der EU-Mitgliedstaaten mit der sudanesischen 
Regierung wurden insbesondere auch die wiederholten Bombardie- 
rungen angesprochen und auf das Schärfste verurteilt. 


4. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Blüm 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen kann und will die Bun- 
desregierung ergreifen, um der durch solche 
und ähnliche Angriffe steigenden Febensge- 
fährdung auch deutscher Entwicklungshelfer 
vor Ort entgegenzuwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 10. Januar 2001 

Die bilaterale entwicklungspolitische Zusammenarbeit wurde nach 
dem Militärputsch 1989 und aufgrund der sich rapide verschlechtern- 
den Menschenrechtssituation eingestellt und seitdem nicht wieder auf- 
genommen. Diese Haltung der Bundesregierung wird durch mehrere 
Bundestagsbeschlüsse, zuletzt am 4. Juli 2000, bestärkt. 

Die Bundesregierung sieht die in den Antworten zu den Fragen 2 
und 3 aufgeführten Maßnahmen mittel- und langfristig als den einzi- 
gen Weg an, um der Febensgefährdung humanitärer Helfer deutscher 
und jeder anderen Nationalität entgegenzuwirken. 


5. Abgeordneter 

Norbert 

Hauser 

(Bonn) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung beziffern, wie hoch 
der Schaden für betroffene Firmen und Ver- 
mieter in den Jahren 1998, 1999 und 2000 
war, weil deren Rechnungen/Mietforderungen 
durch diplomatische Vertretungen nicht begli- 
chen wurden? 
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Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 12. Januar 2001 

Die der Bundesregierung in den Jahren 1998 bis 2000 bekannt gewor- 
denen Forderungen gegen diplomatische Vertretungen bzw. deren 
Mitglieder belaufen sich auf: 

1998: ca. 608 000 DM (davon Mietangelegenheiten: 

ca. 310 000 DM) 

1999: ca. 2 300 000 DM (davon Mietangelegenheiten: 

ca. 1 900 000 DM) 

2000: ca. 4 700 000 DM (davon Mietangelegenheiten: 

ca. 4400 000 DM) 


6. Abgeordneter 

Norbert 

Hauser 

(Bonn) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, Angaben 
darüber zu machen, ob sich die Zahl der Un- 
ternehmen und Vermieter, die sich aufgrund 
nicht bezahlter Rechnungen/Mietforderungen 
durch diplomatische Vertretungen an das Aus- 
wärtige Amt mit der Bitte um Unterstützung 
gewandt haben, seit dem Umzug des Auswärti- 
gen Amts und einiger diplomatischer Vertre- 
tungen nach Berlin verändert hat? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 12. Januar 2001 

Die Zahl der Unternehmen und Vermieter, die sich mit der Bitte um 
Unterstützung an das Auswärtige Amt gewandt haben, hat sich in den 
letzten fünf Jahren kontinuierlich erhöht. Ob dies in einem ursäch- 
lichen Zusammenhang mit dem Umzug der Bundesregierung nach 
Berlin steht, kann derzeit nicht zuverlässig beurteilt werden. 


7. Abgeordneter 

Norbert 

Hauser 

(Bonn) 

(CDU/CSU) 


Welche Mittel will die Bundesregierung ergrei- 
fen, um diplomatische Vertretungen anzuhal- 
ten, ausstehende Rechnungen für Dienstleis- 
tungen, Mieten o. Ä. zu begleichen? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 12. Januar 2001 

Die Möglichkeiten der Bundesregierung, bei der Durchsetzung sol- 
cher Forderungen zu helfen, sind begrenzt. 

Nach Artikel 31 des Wiener Übereinkommens über diplomatische Be- 
ziehungen können grundsätzlich keine Zwangsmaßnahmen gegen ein 
Mitglied einer diplomatischen Vertretung ergriffen werden. Durch 
Vermittlungstätigkeiten des Auswärtigen Amts kam es allerdings in 
zahlreichen Fällen zu einer Begleichung der Außenstände bzw. zu ei- 
nem außergerichtlichen Vergleich. In besonderen Fällen wird der be- 
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treffende Botschafter einbestellt und ggf. ein Junktim zwischen der 
Akkreditierung eines neuen Botschafters und substantiellem Schulden- 
abbau hergestellt. Gleichzeitig nimmt die deutsche Botschaft im be- 
treffenden Entsendeland die Angelegenheit mit den dortigen Behör- 
den auf. Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen, mit diesen zur 
Verfügung stehenden diplomatischen Mitteln säumige Vertretungen 
zur Begleichung ihrer Schulden anzuhalten, selbstverständlich fortset- 
zen. 


8. Abgeordneter 

Volker 

Rühe 

(CDU/CSU) 


Bei welchen konkreten Themen oder Frage- 
stellungen des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft hält die Bundesre- 
gierung eine verstärkte Zusammenarbeit im 
Rahmen der im Vertrag von Nizza festge- 
schriebenen Klauseln A bis F für möglich? 


9. Abgeordneter 

Volker 

Rühe 

(CDU/CSU) 


Bei welchen konkreten Themen oder Frage- 
stellungen des Vertrages über die Europäische 
Union (Gemeinsame Außen- und Sicherheits- 
politik gemäß Titel V EUV und polizeiliche 
und justitielle Zusammenarbeit in Strafsachen 
gemäß Titel VI EUV) hält die Bundesregie- 
rung eine verstärkte Zusammenarbeit im Rah- 
men der im Vertrag von Nizza festgeschriebe- 
nen Klauseln A bis F für möglich? 


10. Abgeordneter 

Volker 

Rühe 

(CDU/CSU) 


Warum sind in Nizza durch den Beschluss von 
Klausel J des Vertrages von Nizza Fragen mit 
militärischen oder verteidigungspolitischen Be- 
zügen von der verstärkten Zusammenarbeit 
ausgeschlossen worden, obwohl noch in dem 
Entwurf vom 6. Dezember 2000 für den Niz- 
za-Vertrag eine verstärkte Zusammenarbeit 
vorgesehen war für Initiativen im Bereich Si- 
cherheit und Verteidigung, die dazu beitragen 
sollen, die notwendigen Fähigkeiten zur Kri- 
senbewältigung zu erwerben, sowie für Initiati- 
ven im Rüstungsbereich? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 9. Januar 2001 

Die Bundesregierung sieht in dem von der Regierungskonferenz über 
institutioneile Reformen in Nizza leichter handhabbar gemachten Me- 
chanismus der verstärkten Zusammenarbeit nach den Verträgen über 
die Europäische Union und die Europäische Gemeinschaft ein poten- 
ziell wichtiges Instrument zur Fortsetzung der Integration, auch in Be- 
reichen wie Justiz und Inneres und der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik. Damit soll die notwendige Flexibilität geschaffen 
werden, um in künftigen konkreten Fällen auf dem Weg der Integra- 
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tion voranschreiten zu können, auch wenn nicht alle Mitgliedstaaten 
teilnehmen können oder wollen. Über mögliche Anwendungsfälle 
nach dem Inkrafttreten der in Nizza neu gefassten Bestimmungen 
über die verstärkte Zusammenarbeit kann die Bundesregierung heute 
noch keine abschließende Aussage treffen. Vielmehr kann eine Ent- 
scheidung über den Einsatz dieses flexiblen Instruments erst im Be- 
darfsfall getroffen werden. 

Die Bundesregierung ist auf der Regierungskonferenz für eine Eas- 
sung der Klausel J eingetreten, die nicht die in Erage 10 genannten 
Einschränkungen macht. Die Bundesregierung ist nicht in der Eage, 
über die Motive Aussagen zu machen, die andere Mitgliedstaaten be- 
wogen haben mögen, für die in Nizza beschlossenen Einschränkungen 
einzutreten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


11. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Haben das Bundesamt für Verfassungsschutz 
oder andere Bundesbehörden Informationen, 
wonach der frühere 2. Sekretär der Ständigen 
Vertretung der DDR, der getarnte Stasi-Spion, 
E. K., im Verdacht steht, seinerzeit den Abge- 
ordneten Julius Steiner mit 50 000 DM besto- 
chen zu haben (vgl. DER SPIEGEE, Nr. 11, 
11. März 1991)?*) 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 22. Dezember 2000 

Die Erage lässt sich in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht umfassend beantworten, da hierzu umfangreiche Recherchen in 
den Ermittlungsakten des Generalbundesanwalts erforderlich wären. 
In der Anklageschrift des Generalbundesanwalts gegen Markus Wolf 
vom 16. September 1992 ist das mit dem Abstimmungsverhalten des 
Abgeordneten Julius Steiner zusammenhängende Geschehen darge- 
stellt; zu rechtskräftigen Eeststellungen in einem Urteil hat diese Dar- 
stellung nicht geführt. Die Namen des E. K. oder eines anderen in 
dem genannten SPIEGEE-Artikel erwähnten Stasi-Offiziers sind dort 
nicht genannt. 

Ein vom Generalbundesanwalt im Jahre 1991 wegen des Verdachts 
geheimdienstlicher Agententätigkeit eingeleitetes und an die Staatsan- 
waltschaft beim Kammergericht Berlin abgegebenes Ermittlungsver- 
fahren gegen E. K., welches auch den angesprochenen Verdacht zum 
Gegenstand hatte, ist am 30. November 1993 gemäß § 170 Abs. 2 
StPO eingestellt worden. 


12. Abgeordneter 
Peter 
Letzgus 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung über Beschlüsse des 
Vorstandes des Bereichs Eeistungssport beim 
Deutschen Sportbund informiert, Olympia- 
stützpunkte bzw. Bundesleistungszentren 
schließen bzw. Zusammenlegen zu wollen? 


*) s. hierzu auch Frage 1 
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Wenn ja, in welchem Umfange sind Schließun- 
gen bzw. Zusammenlegungen geplant? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 8. Januar 2001 

Ja. 

Entsprechend seiner Beschlusslage vom 14. November 2000 erwartet 
der Bundesvorstand des Bereichs Leistungssport des Deutschen Sport- 
bundes von seinen Sportdirektoren bis Mitte des Jahres 2001 einen 
Vorschlag zu seiner Erwägung, eine Leistungsreduktion (Betreuungs- 
reduktion) durch Zusammenlegung bzw. Schließung von bis zu sechs 
Standorten vorzunehmen. 


13. Abgeordneter 
Peter 
Letzgus 

(CDU/CSU) 


Wann ist der Bundesregierung durch den Vor- 
stand des Bereichs Leistungssport des Deut- 
schen Sportbundes mitgeteilt worden, welche 
Olympiastützpunkte bzw. Bundesleistungs- 
zentren nach den Kriterien des Bereichs 
Leistungssport des Deutschen Sportbundes 
ineffizient arbeiten und deshalb geschlossen 
bzw. zusammengelegt werden sollen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 8. Januar 2001 

Solche Empfehlungen des Bereichs Leistungssport des Deutschen 
Sportbundes werden, wie in der Antwort zu Lrage 12 dargestellt, erst 
Mitte des Jahres 2001 erfolgen. 


14. Abgeordneter 
Peter 
Letzgus 

(CDU/CSU) 


Hat es in Arbeitsgruppensitzungen zwischen 
dem Bereich Leistungssport des Deutschen 
Sportbundes und des Bundesministeriums des 
Innern Gespräche über eine Schließung bzw. 
Zusammenlegung von Olympiastützpunkten 
bzw. Bundesleistungszentren gegeben und zu 
welchem Ergebnis ist man gekommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 8. Januar 2001 

Dieses Thema wurde zwischen dem Deutschen Sportbund und dem 
Bundesministerium des Innern bislang lediglich allgemein erörtert. 
Eine vertiefte Erörterung ist erst nach Abschluss der Prüfungen des 
Bereichs Leistungssport des Deutschen Sportbundes möglich (s. Ant- 
wort zu Lrage 12). 
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15. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bereits - wie in der 
Antwort des Staatssekretärs im Bundesminis- 
terium des Innern, Claus Henning Schapper, 
auf meine schriftlichen Fragen 16, 18 und 19 
in Bundestagsdrucksache 14/5017 angekün- 
digt - die Richtigstellung der Aussage im 
Jahresbericht 1999 der „Europäischen Stelle 
zur Beobachtung von Rassismus und Frem- 
denfeindlichkeit“ vorgenommen, wonach sich 
Ausländer in Deutschland bei der Suche nach 
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen einer „dis- 
kriminierenden Praxis“ gegenüber sehen, und 
wie erfolgte diese Richtigstellung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 9. Januar 2001 

Die Bundesregierung hat mit Schreiben des Bundesministeriums des 
Innern (BMI) vom 4. Januar 2001 an die Direktorin der „Euro- 
päischen Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeind- 
lichkeit“, Dr. Beate Winkler, die Richtigstellung der Aussage im 
Jahresbericht 1999, wonach sich Ausländer in Deutschland bei der 
Suche nach Ausbildungs- und Arbeitsplätzen einer „diskriminierenden 
Praxis“ gegenüber sehen, gefordert. 

Die Begründung für die Richtigstellung entspricht der Antwort des 
Staatssekretärs im BMI, Claus Henning Schapper, vom 12. Dezember 
2000 zu Frage 18 in Drucksache 14/5017 des Abgeordneten Erwin 
Marschewski. 


16. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Umfasst das Angebot der Bundesregierung 
(vgl. Antwort des Staatssekretärs im Bundes- 
ministerium des Innern, Claus Henning Schap- 
per, auf meine schriftliche Frage 19 in Bundes- 
tagsdrucksache 14/5017), allen Zuwanderern 
mit Aussicht auf dauerhaftes Bleiberecht eine 
bedarfsgerechte Sprachförderung anzubieten 
auch die Zusage, diese Maßnahmen aus dem 
Bundeshaushalt zu finanzieren, und wie hoch 
soll der Ansatz dafür im Bundeshaushalt sein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 10. Januar 2001 

Der Bund garantiert mit dem ab 1. Januar 2002 angebotenen Gesamt- 
sprachkonzept allen Zuwanderern mit einem auf Dauer angelegten 
Aufenthaltstatus innerhalb von drei Jahren nach erstmaliger Einreise 
in die Bundesrepublik Deutschland gleichberechtigt eine bedarfsge- 
rechte Sprachförderung nach bundeseinheitlichen Kriterien. 

Für das neue Sprachkonzept werden jährlich - erstmals 2002 - im 
Bundeshaushalt 319 Mio. DM zur Verfügung gestellt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


17. Abgeordneter 

Otto 

Bernhardt 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte hat die Bundes- 
regierung bisher unternommen, um, wie ange- 
kündigt, einen Entwurf zum Stiftungszivilrecht 
bis Ende 2000 vorzulegen, und welche konkre- 
ten Gesetzesänderungen wird der Entwurf be- 
inhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 3. Januar 2001 

Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Eörderung von Stiftungen 
vom 14. Juli 2000 wurde ein wichtiger Grundstein gelegt, um die Er- 
richtung und die Tätigkeit von Stiftungen im Interesse des Gemein- 
wohles stärker zu fördern und zu unterstützen. In der Begründung 
des von den Koalitionsfraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vorgelegten Gesetzentwurfs war darüber hinaus angekün- 
digt worden, dass über die Verbesserung der zivilrechtlichen Rahmen- 
bedingungen für die Errichtung einer Stiftung gesondert zu entschei- 
den sein wird. 

Zur Vorbereitung dieser Entscheidung hat die Bundesministerin der 
Justiz, Prof Dr. Herta Däubler-Gmelin, eine Bund-Eänder-Arbeits- 
gruppe einberufen, an der neben dem federführenden Bundesministe- 
rium der Justiz weitere Bundesministerien, die jeweils zuständigen 
Ministerien der Eänder und auch der Beauftragte der Bundesregie- 
rung für Angelegenheiten der Kultur und der Medien beteiligt sind. 
Die Bund-Eänder-Arbeitsgruppe hat den Auftrag, die Stiftungswirk- 
lichkeit und neue Tendenzen im Stiftungswesen näher zu untersuchen 
und aktuell vorliegende Vorschläge zur Änderung des Stiftungsrechts 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu prüfen. In diese Erörterungen wer- 
den auch die in diesem Bereich tätigen Eachverbände einbezogen, de- 
ren Sachkunde und Erfahrungen in die Arbeiten der Arbeitsgruppe 
einfließen sollen; eine erste Anhörung hat im Oktober 2000 stattgefun- 
den. Die Arbeitsgruppe beabsichtigt, bis zum Herbst des Jahres 2001 
ihre Arbeit abzuschließen und Schlussfolgerungen vorzulegen. 


18. Abgeordneter 

Otto 

Bernhardt 

(CDU/CSU) 


Bis wann will die Bundesregierung dieses Ge- 
setzesvorhaben zum Abschluss gebracht ha- 
ben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 3. Januar 2001 


Auf die Antwort zur vorstehenden Erage wird verwiesen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


19. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung bei der jetzt an- 
stehenden Zweitprivatisierung des Chemie- 
parks Bitterfeld-Wolfen bei der Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben da- 
für einsetzen, dass sich die Zweitprivatisierung 
diesmal auch an strukturpolitischen Gesichts- 
punkten orientiert und daran, welcher der Be- 
werber die fachlich besten Voraussetzungen 
bietet, und nicht nur am Privatisierungspreis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Januar 2001 

Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben hat am 21. Dezember 2000 der Privatisierung des Che- 
mieparks Bitterfeld-Wolfen GmbH an die Preiss-Daimler-Firmengrup- 
pe zugestimmt. Mit dieser Zweitprivatisierung soll der Standort Bitter- 
feld-Wolfen zu einem leistungsfähigen Chemie- und Gewerbestandort 
weiterentwickelt werden. Bei der Entscheidung wurden alle maßgeb- 
lichen Aspekte, insbesondere auch die Tragfähigkeit des Standortent- 
wicklungskonzepts, berücksichtigt. Diese Faktoren werden auch bei 
der noch erforderlichen haushaltsrechtlichen Genehmigung durch das 
Bundesministerium der Finanzen einbezogen. 


20. Abgeordnete 
Ursula 
Heinen 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Zahlen über Art 
und Umfang von Unregelmäßigkeiten bei der 
Verwaltung von EU-Geldern in Deutschland - 
auch vor dem Hintergrund des jüngsten Be- 
richtes des Europäischen Rechnungshofes - 
vor, und wenn ja, wie will sie diese Unregelmä- 
ßigkeiten eindämmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Januar 2001 

Die aktuellste Information über Art und Umfang von Unregelmäßig- 
keiten ergibt sich aus dem vom Europäischen Amt für Betrugsbe- 
kämpfung (OLAF) vorgelegten Betrugsbekämpfungsbericht für das 
Jahr 1999 (Ratsdokument 13572/00 vom 23. November 2000). Dieser 
weist für Deutschland bei der Verwendung von EU-Mitteln für den 
Bereich des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für Land- 
wirtschaft (EAGFL), Abteilung Garantie, 752 Unregelmäßigkeiten, 
für die EU-Strukturfonds 82 Unregelmäßigkeiten und für den Bereich 
Eigenmittel 758 Unregelmäßigkeiten aus. Bei dem überwiegenden Teil 
dieser Unregelmäßigkeiten handele es sich dabei um Fälle, bei denen 
der Tatbestand des Betruges nicht gegeben war (Betrugsfälle: 
EAGFL, Garantie 205 von 752 Fällen, EU-Strukturfonds 25 von 82 
Fällen, Eigenmittel 362 von 758 Fällen). 
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Die Bundesregierung wirkt in enger Zusammenarbeit mit der Europä- 
ischen Kommission, dem Europäischen Rechnungshof, dem Bundes- 
rechnungshof und den zuständigen Eandesbehörden permanent auf 
eine Überprüfung und Verbesserung der bestehenden Einanzkontroll- 
sy Sterne hin, um Unregelmäßigkeiten zu vermeiden. Sie unterstützt 
die Kommission bei der Eortentwicklung des gemeinschaftlichen 
Rechtsrahmens zur Eindämmung von Missbrauch und Unregelmäßig- 
keiten. 


21. Abgeordnete 
Ursula 
Heinen 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die gegenwärtige 
Zusammenarbeit zwischen dem Bundesrech- 
nungshof und dem Europäischen Rechnungs- 
hof für verbesserungsfähig, und falls ja, wie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Januar 2001 

Europäischer Rechnungshof und Bundesrechnungshof arbeiten ge- 
mäß Artikel 248 Abs. 3 EG-Vertrag unter Wahrung ihrer Unabhän- 
gigkeit vertrauensvoll zusammen. Diese Zusammenarbeit wird zum 
einen institutionalisiert (Kontaktausschuss der Präsidenten, Verbin- 
dungsbeamten, Abordnung von Prüfern des Bundesrechnungshofes 
zum Europäischen Rechnungshol), zum anderen von Eall zu Eall 
durch gemeinsame Prüfungen praktiziert. Europäischer Rechnungs- 
hof und Bundesrechnungshof haben sich bisher stets positiv über ihre 
Zusammenarbeit geäußert. Die Bundesregierung respektiert die 
Unabhängigkeit der Rechnungshöfe bei der Ausgestaltung ihrer 
Zusammenarbeit. 


22. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Welche Rolle bei der Bekämpfung von Unre- 
gelmäßigkeiten bei der Verwendung von EU- 
Mitteln durch die nationalen Behörden in 
Deutschland hält die Bundesregierung für den 
Bundesrechnungshof für denkbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Januar 2001 

Der Bundesrechnungshof prüft im Rahmen seiner Zuständigkeit auch 
die Verwendung von EU-Mitteln. Da die EU-Mittel in der Bundesre- 
publik Deutschland überwiegend durch die Behörden der Eänder be- 
wirtschaftet werden, bestehen auch Prüfungszuständigkeiten der Ean- 
desrechnungshöfe, die gegenüber dem Bundesrechnungshof ebenso 
wenig in einem Unter Ordnungsverhältnis stehen wie dieser gegenüber 
dem Europäischen Rechnungshof Alle Rechnungshöfe sind unabhän- 
gig gegenüber der Europäischen Kommission, Bundes- und Bundes- 
regierung und bestimmen ihre Prüfungspläne ohne deren Einfluss- 
nahme. 

Die Bundesregierung befürwortet die bestehende Eunktionsvertei- 
lung. 
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23. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Forderun- 
gen des Europäischen Parlaments, dem Euro- 
päischen Rechnungshof im Rahmen seines 
Auftrages - die Prüfung der ordnungsgemäßen 
Mittelverwendung von EU-Geldern - mehr 
Kontrollrechte gegenüber den nationalen Be- 
hörden einzuräumen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Januar 2001 

Dem Europäischen Rechnungshof sind bei der Prüfung der Verwen- 
dung von EU-Mitteln in Artikel 248 Abs. 3 EG-Vertrag umfangreiche 
Kontrollrechte eingeräumt, die mindestens denjenigen entsprechen, 
die der Bundesrechnungshof und die Landesrechnungshöfe besitzen. 

Die Bundesregierung lehnt deshalb Vorstellungen des Europäischen 
Parlaments (Entschließung des Europäischen Parlaments A5-0086/ 
2000) mit seinen Vorschlägen für die Regierungskonferenz (140494/ 
1999 - C5-0341/1999-1999/0825 [CNS]) ab, „Durchgriffsrechte“ des 
Europäischen Rechnungshofes auf nationale Rechnungshöfe zu schaf- 
fen. Dies würde die Unabhängigkeit des Bundesrechnungshofes und 
der Landesrechnungshöfe im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Kon- 
trollaufgaben verletzen. 

Auch der Vertrag von Nizza hält an der bewährten Regelung der Zu- 
sammenarbeit gemäß Artikel 248 Abs. 3 EG-Vertrag fest. 


24. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung, wie von verschiede- 
nen mittelständischen Verbänden gefordert, 
bereit. Klein- und Mittelbetriebe sofort finan- 
ziell zu entlasten, um die durch die Ökosteuer 
enorm gestiegenen Energiekosten auf ein er- 
trägliches Maß reduzieren zu können bzw. 
Konkurse zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Januar 2001 

Einen enormen Anstieg der Energiepreise durch die Ökosteuer gibt es 
nicht. Die Ökosteuer verteuert in stetigen und maßvollen Schritten 
den umweltschädlichen Energieverbrauch. Am Verkaufspreis von 
Heizöl hat die Ökosteuer beispielsweise einen Anteil von 4 Pfennigen 
je Liter. Dabei wird das Aufkommen aus der Ökosteuer über eine Sen- 
kung der gesetzlichen Rentenversicherungsbeiträge an die Bürgerin- 
nen und Bürger und die Unternehmen zurückgegeben. Die hohen 
Verkaufspreise für Mineralölprodukte im letzten Jahr waren nicht auf 
die Ökosteuer, sondern in erster Linie auf den gestiegenen Rohölpreis 
zurückzuführen, der sich im Herbst 2000 gegenüber dem Preis Ende 
1998 mehr als verdreifacht hatte. Der gegenwärtig wieder sinkende 
Rohölpreis zeigt deutlich, dass Energiesteuerpolitik stetig und verläss- 
lich sein muss und nicht zum Spielball der Mineralölmärkte werden 
darf Zusätzliche Entlastungen von der Ökosteuer für die gewerbliche 
Wirtschaft sind nicht erforderlich und daher auch nicht geplant. 
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25. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung, dass die 
Großindustrie die Ökosteuer nicht bezahlen 
muss, die den Klein- und Mittelbetrieben aber 
aufgebürdet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Januar 2001 

Im Rahmen der ökologischen Steuerreform wird nicht zwischen der 
Großindustrie und Klein- und Mittelbetrieben unterschieden. 

Zur Sicherung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der in der 
Bundesrepublik Deutschland produzierten Güter wurde für das Pro- 
duzierende Gewerbe und die Land- und Forstwirtschaft ein ermäßig- 
ter Steuersatz in Höhe von 20 % der neuen Regelsätze der Stromsteuer 
und der Mineralölsteuer auf Heizstoffe geschaffen, der ab einer 
Sockelbelastung von 1 000 DM Stromsteuer und 1 000 DM Mineral- 
ölsteuer zur Anwendung kommt. Darüber hinaus kann von Unterneh- 
men des Produzierenden Gewerbes ein so genannter Spitzenausgleich 
in Anspruch genommen werden. Dieser Spitzenausgleich verhindert, 
dass Unternehmen durch die ökologische Steuerreform eine Netto- 
belastung erfahren, die über einen tragbaren Selbstbehalt hinausgeht. 


26. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Einnahmen des Bundes 
im zurückliegenden Zeitraum durch die Öko- 
steuer und wie hoch wären die Einnahmen ge- 
wesen, würden alle Betriebe in der Bundes- 
republik Deutschland zur Bezahlung der Öko- 
steuer herangezogen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Januar 2001 

Die Einnahmen des Bundes aus der Ökosteuer sowie die fiktiven Ein- 
nahmen, die sich ohne Sonderregelungen für das Produzierende Ge- 
werbe und die Land- und Forstwirtschaft ergeben hätten, sind in der 
nachstehenden Tabelle dargestellt. 



1999 2000 

Mrd. DM 

Einnahmen Ökosteuer 

8,5 

17,4* 

Geschätzte Einnahmen Ökosteuer 
ohne Sonderregelungen für das Pro- 
duzierende Gewerbe und die Land- 
und Forstwirtschaft 

11,5 

22,9 


* Geschätzt 


27. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Um wie viel stärker würde eine Familie mit ei- 
nem Spitzeneinkommen bei Einführung eines 
Familiensplittings, bei dem das Familienein- 
kommen durch die Anzahl der Familienmit- 
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glieder geteilt und anschließend der Besteue- 
rung unterworfen wird, gegenüber Familien 
mit kleinen und mittleren Einkommen nach 
dem Einkommensteuertarif 2001 steuerlich 
entlastet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 16. Januar 2001 

In Abhängigkeit von der Anzahl der Familienmitglieder würden sich 
unterschiedliche Steuerentlastungsbeträge ergeben: 


- Beträge in DM - 


zu ver- 
steuerndes 
Einkommen 

Einkommen- 
steuer 2001 
(Splitt.tab.) 

zusätzliche steuerliche Entlastung durch Eamiliensplitting bei Steuerpflichtigen mit 

1 Kind ESt Entlastung 

2 Kindern ESt Entlastung 

3 Kindern ESt Entlastung 

40 000 

2 630 

0 - 2630 

0 - 2630 

0 - 2630 

60 000 

7 622 

3 945 - 3677 

764 - 6858 

0 - 7622 

500 000 

203 894 

184 608 -19286 

165 268 -38626 

146 360 -57534 

Entlastung des Spitzen- 




einkommens 

um 




das ... fache gegenüber 




a) kleinen Einkommen 

7,3 

14,7 

21,9 

in DM 


(=16656) 

(=35996) 

(=54904) 

b) mittleren Einkommen 

5,2 

5,6 

7,5 

in DM 


(=15609) 

(=31768) 

(=49912) 


28. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Wie hoch wäre der steuerliche Vorteil pro 
Kind bei einem Spitzenverdiener bei Einfüh- 
rung eines Familiensplittings nach dem Ein- 
kommensteuertarif 2001? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 16. Januar 2001 

Der steuerliche Vorteil je Kind bei einem Spitzenverdiener läge bei 
rund 19 300 DM (vgl. Spalte „Entlastung“ in der Tabelle zu Antwort 
auf Frage 27). 


29. Abgeordneter Welche Steuermindereinnahmen würde ein Fa- 

Joachim müiensplitting ausgehend vom Einkommen- 

Poß Steuertarif 2001 verursachen? 

(SPD) 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 16. Januar 2001 

Die Steuermindereinnahmen durch die Einführung eines Familien- 
splittings würden im Jahr 2001 rund 59,9 Mrd. DM (Einkommensteu- 
er einschließlich Solidaritätszuschlag) betragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


30. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Hat die Vergabepraxis der Regulierungsbehör- 
de für Telekommunikation und Post bei den 
UMTS-Eizenzen in Deutschland wesentlichen 
Einfluss auf die Beteiligungsfähigkeit deut- 
scher Unternehmen an der Eizenzvergabe in 
anderen Eändern und wie beurteilt die 
Bundesregierung vor diesem Hintergrund die 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Telekommu- 
nikationsunternehmen bei der Vergabe von 
UMTS-Eizenzen in anderen europäischen Eän- 
dern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 8. Januar 2001 

Die Bundesregierung hält wettbewerbsfähige Unternehmen für eine 
unabdingbare Voraussetzung eines sich selbst tragenden, funktionsfä- 
higen Wettbewerbs auf den Telekommunikationsmärkten im In- und 
Ausland. Die auf Marktöffnung und Wettbewerb gerichtete Telekom- 
munikationspolitik in Deutschland sichert dem Verbraucher hochwer- 
tige Infrastrukturen zu niedrigen Preisen. Der Vergabe der UMTS- 
Eizenzen auf der Grundlage des Telekommunikationsgesetzes (TKG) 
erfolgte nach Regeln, die die Regulierungsbehörde für Telekommuni- 
kation und Post (RegTP) nach eingehenden öffentlichen Beratungen 
mit allen interessierten deutschen und ausländischen Unternehmen 
verbindlich festgelegt hat. Das Ergebnis der regelgerechten Eizenzver- 
gabe war das von der RegTP unbeeinflusste Resultat unternehmeri- 
schen Handelns der interessierten Unternehmen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass alle beteiligten Unterneh- 
men ihre Investitionsentscheidungen auf der Basis wohlüberlegter Ge- 
schäftspläne getroffen haben, die sicher die jeweiligen Absichten in an- 
deren Eändern einschlossen. Der Bundesregierung liegen keine Er- 
kentnisse vor, die den Einfluss der Eizenzvergabe in Deutschland auf 
Investitionsentscheidungen deutscher Unternehmen im Ausland abzu- 
schätzen erlauben würden. 

Es scheint, dass nach der Eizenzvergabe in Großbritannien und 
Deutschland die international operierenden Unternehmen ihre Ge- 
schäftspolitik den gewonnenen Erfahrungen angepasst haben. Der 
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Bundesregierung liegen jedoch keine Informationen vor, die einen 
Zweifel an der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Telekommunikations- 
unternehmen auf internationalen Märkten begründen könnten. 


31. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Schwerpunkte und Initiativen werden 
von der Bundesregierung und von ihr unter- 
stützten Einrichtungen anlässlich des touristi- 
schen Aktionsjahres 2001 umgesetzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 11. Januar 2001 

Das „Jahr des Tourismus 2001 in Deutschland“ ist eine Gemein- 
schaftsinitiative von Parlament, Bundesregierung, Ländern, Verbän- 
den und Unternehmen der Tourismuswirtschaft. Alle Partner der Ini- 
tiative haben eigene Aktionsprogramme entwickelt. Schwerpunkt des 
Aktionsjahres ist eine große Imagekampagne, die Besuchern aus dem 
In- und Ausland Deutschland als attraktives und gastfreundliches Rei- 
seland empfehlen soll. Dazu hat die Bundesregierung gemeinsam mit 
Ländern und Ländermarketingorganisationen einen Event-Kalender 
zusammengestellt, der durch alle Bundesländer führt und jeden Monat 
ein bestimmtes touristisches Thema mit ausgewählten Ereignissen in 
Städten und Regionen bewirbt. Die Highlights des Tourismusjahres 
2001 wurden überregionalen und lokalen Medien Anfang Dezember 
2000 in einer Auftaktveranstaltung in Berlin vorgestellt und werden 
über Broschüren und Internet beworben. 

Mit dem touristischen Aktionsjahr 2001 soll zugleich eine Innovati- 
onswelle und Qualitätsoffensive für mehr Servicedenken und kreative 
Produkte in der Tourismusbranche ausgelöst werden. Bundesregie- 
rung, Länder und Verbände werden spezielle Veranstaltungen und 
Projekte zur marktgerechten Angebotsgestaltung, Kundenorientie- 
rung und Qualitätsverbesserung organisieren, Tourismus- und Innova- 
tionspreise ausloben, „Tage der offenen Tür“ veranstalten und Weiter- 
büdungsinitiativen einleiten. 


32. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Projekte bzw. Aktivitäten werden da- 
bei gezielt in der Premdenverkehrsregion Ost- 
bayern (Oberpfälzer Wald und Bayerischer 
Wald) realisiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 11. Januar 2001 

Die Bundesregierung hat mit den Ländern verabredet, dass jedes 
Land in seinem Zuständigkeitsbereich eigene Aktionsprogramme für 
2001 erarbeitet. Dabei steht es allen regionalen Verbänden frei, sich 
mit geeigneten Initiativen, Events und weiteren Maßnahmen in die 
Aktionsprogramme der Länder einzubringen. Über die einzelnen Ak- 
tivitäten in der Premdenverkehrsregion Ostbayern liegen der Bundes- 
regierung zurzeit keine Informationen vor. 
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33. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um in 
Vorbereitung auf die EU-Osterweiterung die 
Zusammenarbeit zwischen den Fremdenver- 
kehrsregionen Ostbayerns (Oberpfälzer Wald 
und Bayerischer Wald) und Böhmens zu inten- 
sivieren und auszubauen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 11. Januar 2001 

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit innerhalb der Europä- 
ischen Union und an deren Außengrenzen wird in Vorbereitung auf 
die Osterweiterung in besonderem Maße unterstützt. Die dafür ver- 
fügbaren Förderprogramme werden im Zusammenwirken von Euro- 
päischer Kommission, jeweiligem Mitgliedstaat sowie den betroffenen 
regionalen und lokalen Stellen ausgehandelt und durchgeführt. Im 
Rahmen des Subsidiaritätsprinzips obliegt die Gestaltung der Projekte 
den Akteuren vor Ort. Genehmigung und Kontrolle erfolgen durch 
die Bundesländer. 


34. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen haben die Bundesregie- 
rung dazu veranlasst, der im Schlusspapier der 
Konferenz der Staats- und Regierungschefs in 
Nizza enthaltenen Formulierung zuzustim- 
men, wonach der Europäische Rat die Kom- 
mission ersucht, für die Grenzregionen ein 
Programm zur Festigung ihrer wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit vorzuschlagen, obwohl 
der Staatssekretär im Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie, Dr. Alfred Tacke, 
in seiner Antwort vom 12. Dezember 2000 
(also einen Tag nach Ende des Gipfels von 
Nizza) auf meine schriftliche Frage 40 in Bun- 
destagsdrucksache 14/5017 mitgeteilt hat, dass 
„bei entsprechender Fokussierung“ bestehen- 
der Programme diese ausreichen, „um den 
Strukturwandel in den EU-Grenzregionen vor- 
zubereiten und zu unterstützen“ und warum 
nimmt die Bundesregierung bei der Frage der 
Förderung der EU-Grenzregionen eine ab war- 
tende und keine aktive Rolle zur Verbesserung 
der Situation in den Grenzregionen ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 8. Januar 2001 

Die Bundesregierung hat sich - auch vor dem Hintergrund entspre- 
chender Forderungen aus dem Deutschen Bundestag - beim Euro- 
päischen Rat in Nizza aktiv dafür eingesetzt, dass die Union ihr Enga- 
gement für die Grenzregionen weiterentwickelt. Die EU-Kommission 
wird auf den deutsch-österreichischen Vorschlag hin im Frühjahr ein 
Programm zur Festigung ihrer wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit 
Vorschlägen. Soweit das Programm zusätzliche Mittel für die Grenzre- 
gionen vorsieht, ist darauf zu achten, dass die finanzielle Vorausschau 
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eingehalten wird. Auch darf das Programm nicht zu Lasten anderer 
Regionen in Deutschland gehen. 

Bei aller Genugtuung über ein gesondertes EU-Programm sollte uns 
bewusst sein, dass die Hauptlast der regionalpolitischen Flankierung 
der Erweiterung bei Bund und Eändern liegen wird. Hierzu steht ein 
großes Spektrum an Fördermöglichkeiten zur Verfügung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


35. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass unter den gegebenen Bedingungen 
der von der EU am 16. Dezember 2000 eröff- 
neten Dringlichkeitsdestillation keine deutsche 
Brennerei bereit ist, den Wein von den Win- 
zern abzukaufen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 28. Dezember 2000 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass deutsche Brennereien, die be- 
reits im Rahmen der Trinkalkoholdestillation Wein destilliert haben, 
sich bislang nicht bereit erklärt haben, Verträge mit deutschen Win- 
zern im Rahmen der Dringlichkeitsdestillation abzuschließen. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Eandwirtschaft und Wein- 
bau des Eandes Rheinland-Pfalz hat mit Schreiben vom 5. Dezember 
2000 alle für die Destillation von Wein zugelassenen und noch nicht 
zugelassenen, aber in Frage kommenden deutschen Brennereien unter 
Darlegung der zu erwartenden Bedingungen über die bevorstehende 
Dringlichkeitsdestillation unterrichtet. Eine Vielzahl von Brennereien 
hat daraufhin grundsätzlich Interesse an der Durchführung dieser 
Maßnahme bekundet. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Eandwirtschaft und Forsten 
hat seinerseits ausgelotet, ob und ggf unter welchen Bedingungen 
große Brennereien in einem anderen Mitgliedstaat zur Durchführung 
der Dringlichkeitsdestillation in Deutschland bereit sind. 

Auch diese Brennereien haben sich grundsätzlich aufgeschlossen ge- 
zeigt. 

Ich gehe davon aus, dass die weiteren Einzelheiten von den zuständi- 
gen Stellen in Abstimmung mit dem Berufsstand geklärt werden. 


36. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung ergreifen, um die hohen Kosten der deut- 
schen Brennereien auszugleichen bzw. wie will 
die Bundesregierung die Dringlichkeits- 
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destillation ausgestalten, damit diese, unter der 
Voraussetzung eines Mindestpreises für den 
Erzeuger von 35 bis 42 Pfennigen je Liter 
Wein, von den deutschen Brennereien wirt- 
schaftlich ausgeführt werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 28. Dezember 2000 

Ungeachtet der Frage, welche Brennerei letztendlich und unter wel- 
chen Bedingungen die Dringlichkeitsdestillation in Deutschland 
durchführt, ist es jetzt dringend erforderlich, die Erzeuger über die 
Möglichkeiten im Rahmen dieser Maßnahme umfassend zu informie- 
ren und sie so in die Lage zu versetzen zu entscheiden, ob und ggf. mit 
welchen Mengen sie an dieser Maßnahme teilnehmen. In der Pflicht 
sind besonders die berufsständischen Vertreter. Ihnen wäre ich dank- 
bar, wenn Sie ebenfalls Ihren Einfluss dahingehend geltend machen 
würden, dass die Erzeuger, die es angeht, die Dringlichkeitsdestillation 
als Chance für einen Neuanfang begreifen und diese Chance auch 
nutzen. 


37. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 




Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
der Vorschlag der EU-Kommission, die Zu- 
ckermarktordnung um nur zwei Jahre zu ver- 
längern, die Quoten zu kürzen und das Lager- 
kostenausgleichssystem abzuschaffen, ein be- 
währtes, haushaltsneutrales System in Frage 
stellt und die Existenz der deutschen Zucker- 
rübenanbauer und der deutschen Zucker- 
industrie bedroht? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, diesen Vor- 
schlag zurückzuweisen und eine uneinge- 
schränkte Verlängerung der Zuckermarktord- 
nung um sechs Jahre durchzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 11. Januar 2001 

Innerhalb der Bundesregierung sind die Beratungen über den Vor- 
schlag der Europäischen Kommission zur Verlängerung der Zucker- 
marktordnung - auch unter Berücksichtigung der eingetretenen Ver- 
änderungen innerhalb der Bundesregierung - noch nicht abgeschlos- 
sen. Entscheidungen über die künftige Zuckermarktordnung sind erst 
im Frühjahr 2001 möglich, wenn das Europäische Parlament Stellung 
genommen hat. 
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39. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu (Frankfurter All- 
gemeine Zeitung vom 30. Dezember 2000), 
wonach es in der Bundesregierung Meinungs- 
verschiedenheiten über die für Ende August 
anstehende Verlängerung der Zuckermarkt- 
ordnung zwischen dem Bundesminister der 
Finanzen, Hans Eichel, sowie dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie, 
Dr. Werner Müller, einerseits und dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, Karl-Heinz Funke, andererseits 
gibt, und welche Position nimmt die Bundesre- 
gierung zur Verlängerung der Zuckermarkt- 
ordnung gegenüber der Europäischen Kom- 
mission ein? 


40. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Ist Bundeskanzler Gerhard Schröder bereit, 
sich im Sinne der deutschen Landwirtschaft 
nachhaltig für eine Fortsetzung der Zu- 
ckermarktordnung um weitere fünf Jahre ein- 
zusetzen, um negativste Auswirkungen für 
Zuckerrübenbauern zu verhindern, nachdem 
der bäuerliche Berufsstand wegen der BSE- 
Krise durch verminderten Rindfleisch-Absatz 
bereits stark in Mitleidenschaft gezogen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 11. Januar 2001 

Innerhalb der Bundesregierung sind die Beratungen über den Vor- 
schlag der Europäischen Kommission zur Verlängerung der Zucker- 
marktordnung - auch unter Berücksichtigung der eingetretenen Ver- 
änderungen innerhalb der Bundesregierung - noch nicht abgeschlos- 
sen. 

Entscheidungen über die künftige Zuckermarktordnung sind erst im 
Frühjahr 2001 möglich, wenn das Europäische Parlament Stellung 
genommen hat. 


4L Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, dass in der 

Helmut Schweiz auf ökologisch wirtschaftenden Betrie- 

Lamp ben Rinder an BSE erkrankt sind? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 8. Januar 2001 

Ja. Nach Mitteilung des Bundesamtes für Veterinärwesen der Schweiz 
ist in der Schweiz in zwei ökologisch wirtschaftenden Betrieben jeweils 
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ein Fall von BSE festgestellt worden. Es handelte sich jedoch in bei- 
den Fällen um Rinder, die zugekauft waren. 


42. Abgeordneter 

Helmut 

Lamp 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung sich dafür einset- 
zen, dass die Verwendung der BSE-Risikoma- 
terialien Blut- und Knochenmehl zur Düngung 
umgehend in Deutschland untersagt wird und 
die EU-Verordnung Nr. 2092/91 des Rates 
vom 24. Juni 1991 über den ökologischen 
Landbau und die entsprechende Kennzeich- 
nung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und 
Lebensmittel entsprechend geändert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 16. Januar 2001 

Die Bundesregierung beabsichtigt, aus Vorsorgegründen schnellst- 
möglich die Verwendung tierischer Reststoffe, von denen ein BSE-Ri- 
siko ausgehen könnte, zur Düngung zu unterbinden. 

Mit einer Änderung der Düngemittelverordnung soll erreicht werden, 
dass Düngemittel, zu deren Herstellung bestimmte tierische Reststoffe 
eingesetzt werden, nicht mehr in den Verkehr gebracht oder angewen- 
det werden können. Dieses grundsätzliche Verbot tierischer Reststoffe 
betrifft auch die Betriebe, die nach den Vorschriften der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökologi- 
schen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel wirtschaften. 

Unabhängig davon wird geprüft, ob eine Initiative der Bundesregie- 
rung im Hinblick auf ein EU-weites Verbot der Verwendung dieser 
Produkte zu Düngezwecken Aussicht auf Erfolg hätte. 


43. Abgeordneter 

Heinrich-Wilhelm 

Ronsöhr 


(CDU/CSU) 


In welcher Höhe finanziert die EU Pro- 
gramme zur Tilgung der Traberkrankheit im 
Wege der Resistenzzüchtung? 


44. Abgeordneter 

Heinrich-Wilhelm 

Ronsöhr 


(CDU/CSU) 


In welchen EU-Mitgliedstaaten werden solche 
Programme in welchem Finanzvolumen aufge- 
legt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 21. Dezember 2000 

Seit 1998 wird einzelnen Mitgliedstaaten für die Tilgung und Überwa- 
chung von Scrapie eine Finanzhilfe der Gemeinschaft, gestützt auf die 
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Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26. Juni 1990*), gewährt. 
Die Mitgliedstaaten, deren Programme zur Tilgung und Überwa- 
chung von Scrapie das Ziel genetischer Resistenzzüchtung verfolgen, 
sind die Niederlande und Irland. Den Niederlanden wird für dieses 
Programm seit 1999 eine Einanzhilfe der Gemeinschaft gewährt. Die 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft beträgt 50 % der Kosten, die 
den Niederlanden für Untersuchungen entstehen; 1999 wurden aus 
dem Gemeinschaftshaushalt höchstens 150 000 ECU und 2000 höchs- 
tens 100 000 EUR finanziert. Irland wird ebenso wie den Niederlan- 
den 200 1 eine Einanzhilfe der Gemeinschaft gewährt werden. 


45. Abgeordneter Warum wurde ein solches Programm von der 

Heinrich-Wilhelm Bundesregierung bisher nicht aufgelegt bzw. 
Ronsöhr gibt es die Absicht, ein solches einzuführen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 21. Dezemher 2000 

Scrapie ist in Deutschland im Gegensatz zu den Niederlanden nur in 
Einzelfällen aufgetreten. Im Hinblick auf ein Programm zur Resis- 
tenzzüchtung bestehen zudem eine Reihe von offenen wissenschaft- 
lichen Prägen. Es ist deshalb eine BME-Arbeitsgruppe (BMP: Bundes- 
ministerium für Ernährung, Eandwirtschaft und Porsten) unter Einbe- 
ziehung wissenschaftlicher Sachverständiger beauftragt worden, sich 
in den nächsten Wochen mit dieser Problematik zu befassen und eine 
Empfehlung für das weitere Vorgehen vorzulegen. In Abhängigkeit 
von dem Ergebnis wird geprüft werden, ob die Bundesregierung zu- 
künftig ein entsprechendes Programm einführen wird. 


46. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(P.D.P.) 


Wie viele landwirtschaftliche Vollerwerbsbe- 
triebe wird es nach Ansicht der Bundesregie- 
rung in 10 Jahren voraussichtlich noch geben 
und wie wird die Struktur dieser Betriebe be- 
schaffen sein? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 28. Dezember 2000 

In Deutschland gab es im Jahr 1999 insgesamt 434 100 Betriebe mit 
2 ha und mehr landwirtschaftlich genutzter Pläche, von denen 43,3 % 
im Haupterwerb bewirtschaftet wurden. Eine Prognose der künftigen 
Strukturentwicklung ist schwierig, weil eine Vielzahl von Einflussfak- 
toren zu berücksichtigen sind. Beispielhaft genannt seien die Entwick- 
lung der Agrarpreise und -einkommen, die zu erwartenden Produktivi- 
tätsfortschritte und das Ausmaß außerlandwirtschaftlicher Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten. 


*) Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im 
Veterinärbereich (ABI. EG Nr. L 224 S. 19 und Nr. L 304 S. 99). 



Drucksache 14/5119 


- 22 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Legt man die Entwicklung im letzten Jahrzehnt zugrunde und geht 
von einem Rückgang der Zahl der Betriebe von jährlich rund 3 % aus, 
würde es in Deutschland im Jahr 2010 insgesamt noch 311 000 land- 
wirtschaftliche Betriebe mit 2 ha und mehr geben. Unterstellt man fer- 
ner, dass der Trend zum Nebenerwerb wie in der Vergangenheit an- 
hält, werden in 10 Jahren noch 104000 Betriebe im Haupterwerb be- 
wirtschaftet werden. Die durchschnittliche Betriebsgröße der Haupter- 
werbsbetriebe würde von derzeit rund 47 ha auf fast 70 ha zunehmen. 


47. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(F.D.P.) 


Wie sollen die zahlreichen Leistungen, welche 
die Landwirtschaft praktisch gratis erbringt, in 
Zukunft erbracht werden, wenn der Struktur- 
wandel unvermindert weitergeht, insbesondere 
in den Bereichen Naturschutz und Land- 
schaftspflege? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 28. Dezember 2000 

Für Leistungen, die die Landwirtschaft insbesondere in den Bereichen 
Naturschutz und Landschaftspflege erbringt, wurden bereits bislang 
erhebliche Mittel aufgewendet. Im Rahmen der Agrarumweltpro- 
gramme werden Landwirte seit 1 992 für Leistungen in den Bereichen 
Landschaftspflege, Vertragsnaturschutz sowie Umwelt- und Gewässer- 
schutz gefördert; diese müssen über die gute fachliche Praxis hinausge- 
hen. 1999 sind für diese Agrarumweltmaßnahmen in Deutschland 
rund 1,2 Mrd. DM aus Landes-, Bundes- und EU-Mitteln an Land- 
wirte gezahlt worden. Falls sich in Zukunft zeigt, dass die Agrarum- 
weltprogramme in Deutschland vor dem Hintergrund der fortschrei- 
tenden agrarstrukturellen Entwicklung ausgebaut werden müssen, ist 
dies im Rahmen der Agenda 2000 möglich. 


48. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(F.D.P.) 


Wie sollen diese Flächen, da durch den Struk- 
turwandel zunehmend Grenzertragsstandorte 
aus der Produktion fallen, nach Ansicht der 
Bundesregierung in Zukunft genutzt werden 
und kann sichergestellt werden, dass diese 
Flächen nicht dauerhaft der Landwirtschaft 
verloren gehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 27. Dezember 2000 

Die Herausnahme von Grenzertragsstandorten aus der landwirtschaft- 
lichen Produktion stellt kein flächendeckendes Problem in Deutsch- 
land dar. Dennoch bedürfen gerade strukturschwache ländliche 
Räume der besonderen Aufmerksamkeit der Politik. Das gilt in be- 
sonderem Maße auch im Hinblick auf die Land- und Forstwirtschaft, 
die gerade in diesen Regionen alle Möglichkeiten ausschöpfen muss, 
um die vorhandenen Entwicklungspotentiale zu nutzen. Die Flächen- 
nutzung wird dabei aufgrund des Wettbewerbs und Anpassungsdrucks 
künftig regional weit differenzierter sein und standortangepasster er- 
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folgen müssen als in der Vergangenheit. In Gebieten, die aufgrund ih- 
rer natürlichen und wirtschaftlichen Standortbedingungen benachtei- 
ligt sind, werden landwirtschaftliche Betriebe durch die Ausgleichszu- 
lage besonders gefördert. Damit soll in diesen Gebieten die Sicherung 
einer standortgerechten Landbewirtschaftung, die Erhaltung des länd- 
lichen Lebensraums sowie die Erhaltung und Eörderung nachhaltiger 
Bewirtschaftungsformen unterstützt werden. Auch die flächendeckend 
angebotenen Agrarumweltprogramme stellen einen wirksamen Bei- 
trag zur Sicherung einer standortangepassten Landbewirtschaftung 
dar. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auch auf den Bericht der Bun- 
desregierung „Politik für ländliche Räume - Ansätze für eine inte- 
grierte regional- und strukturpolitische Anpassungsstrategie“, der vom 
Bundeskabinett am 6. Dezember 2000 verabschiedet und dem Deut- 
schen Bundestag zugeleitet wurde. 


49. Abgeordnete Welche Maßnahmen sieht die Bundesregie- 

Marita rung vor, um auch in Zukunft gerade junge 

Sehn Menschen für den Beruf des Winzers bzw. 

(E.D.P.) Landwirtes zu interessieren und damit die Ge- 

nerationenfolge auf dem Land zu sichern, und 
was muss nach Ansicht der Bundesregierung 
getan werden, um jungen Landwirten wieder 
eine verlässliche wirtschaftliche Perspektive zu 
geben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 27. Dezember 2000 

Innerhalb der durch mein Haus initiierten „Arbeitsmarktpolitische 
Initiative für die Land- und Lorstwirtschaft und den ländlichen 
Raum“ wurde die von Ihnen angesprochene Lrage der Sicherung qua- 
lifizierter Nachwuchskräfte für die Agrarwirtschaft intensiv diskutiert. 
Angesichts der Tatsache, dass die Zahl der Schulabgänger in den 
nächsten Jahren bundesweit zurückgehen wird, sahen die Teilnehmer 
an dieser Initiative, die aus verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
des ländlichen Raums kommen, die Gefahr, dass in Lolge stärkerer 
Konkurrenz der Wirtschaftsbereiche am Ausbüdungsstellenmarkt die 
Zahl der Interessenten an einer landwirtschaftlichen Berufsausbildung 
erheblich zurückgeht. 

Daher wurde beschlossen, dass neben den bisherigen Lörderungs- 
bzw. Informationsmaßnahmen für die landwirtschaftliche Berufsbil- 
dung, wie z. B. 

• ständige Modernisierung und Anpassung der Regelungen zur Aus- 
und Lortbildung im Agrarbereich in enger Kooperation mit den 
landwirtschaftlichen Sozialpartnern, 

• Koordination der Zusammenarbeit aller Partner des landwirtschaft- 
lichen Bildungssystems, 

• Informationsbroschüren beim Auswertungs- und Informations- 
dienst für Landwirtschaft und Lorsten, 
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• Videoproduktion zu bestimmten Ausbildungsgängen, 

auch verschiedene zusätzliche Maßnahmen initiiert werden sollen. 
Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird in diesem Zusammenhang insbesondere die Maßnahmen des 
Berufsstandes zur Verbesserung des Images der landwirtschaftlichen 
Berufe aktiv politisch und fachlich unterstützen. Insbesondere soll 
mit einem bei der Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig-Völkenrode (FAL) angesiedelten Forschungsvorhaben 
„Beschäftigungsmöglichkeiten im Agrarsektor Deutschlands“ eine 
verlässliche Basis für Aussagen zum Fachkräftebedarf und zu Anfor- 
derungen an deren Qualifikationsprofil geschaffen werden. Außerdem 
soll die Zusammenarbeit des Berufsstandes mit der Bundesanstalt für 
Arbeit in Fragen der Berufsberatung und Vermittlung von Ausbil- 
dungsplatzinteressierten bzw. -anbietern verbessert werden. 

Die Aufgabe, den zukünftigen Fach- und Führungskräftebedarf des 
Agrarsektors zu sichern, kann angesichts der vielfältigen Zuständigkei- 
ten im Bildungssystem letztlich nur durch die effektive Zusammenar- 
beit aller Akteure des landwirtschaftlichen Bildungssystems (Bund, 
Länder, Berufsstand und Gewerkschaft) bewältigt werden. 

Die Agrarpolitik der Bundesregierung ist ausdrücklich darauf ausge- 
richtet, jungen landwirtschaftlichen Fachkräften verlässliche wirt- 
schaftliche Perspektiven zu geben. Insbesondere durch die Beschlüsse 
der Agenda 2000 ist es gelungen, für einen längeren Zeitraum klare 
Rahmenbedingungen im Agrarbereich zu schaffen. Die darin enthalte- 
ne stärkere Ausrichtung der Produktion der landwirtschaftlichen Be- 
triebe an den Erfordernissen des Marktes hat dabei bei den jungen 
Landwirten viel Akzeptanz gefunden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


50. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Auf wie hoch belaufen sich Aufiagenhöhe und 
Kosten für die Anfang Dezember 2000 er- 
schienene Druckschrift des Bundesministeri- 
ums für Arbeit und Sozialordnung „Die neue 
Rente: Solidarität mit Gewinn“, in der für das 
von den Koalitionsfraktionen zwischenzeitlich 
geänderte Rentenkonzept mit dem nunmehr 
weggefallenen so genannten Ausgleichsfaktor 
als einem seiner zentralen Bausteine geworben 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 15. Januar 2001 


Insgesamt wurden 300 000 Exemplare der Broschüre „Die neue 
Rente: Solidarität mit Gewinn“ hergestellt. Die Herstellungskosten 
beliefen sich auf 129 000 DM. 
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51. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Wird die Druckschrift einschließlich ihrer Ver- 
breitung im Internet über die Homepage des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung noch weiter für Zwecke der Öffentlich- 
keitsarbeit verwendet, und wenn nicht, wie 
viele Exemplare der Auflage sind damit nicht 
zur Verbreitung gekommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 15. Januar 2001 

Die Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Bun- 
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung nicht mehr verwendet. 
Der Internetauftritt wurde in der 51. Kalenderwoche 2000 dem geän- 
derten Konzept angepasst. 

Insgesamt sind 156 000 Broschüren nicht mehr zur Verbreitung ge- 
kommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


52. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Bestätigt das Bundesministerium der Verteidi- 
gung (BMVg) den Bericht in der Rhein-Huns- 
rück-Zeitung Simmern vom 23. November 
2000, wonach das Gerätehauptdepot Kappel 
entgegen der ursprünglichen Planung, die von 
der Parlamentarischen Staatssekretärin beim 
BMVg, Brigitte Schulte, noch mit Schreiben 
vom 24. August 2000 bestätigt wurde, nun 
doch nicht geschlossen wird, sondern der Be- 
stand des Depots jetzt dauerhaft gesichert ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 8. Januar 2001 

Die Auflösung des Gerätehauptdepots Kappel im Zeitraum zwischen 
2001 und Ende 2005 ist Bestandteil der Ressortentscheidung zur Um- 
gliederung der ortsfesten Eogistik vom Mai 1996. 

Bundesminister Rudolf Scharping hat am 20. November 2000 die Pla- 
nung des Heeres zu den konkreten Auflösungszeitpunkten für die rest- 
lichen 29 nach der Entscheidung von 1996 noch aufzulösenden 
ortsfesten logistischen Einrichtungen mit der Maßgabe gebilligt, die 
Schließungszeitpunkte für einzelne Gerätehauptdepots zu überprüfen. 

Diese Auflage betrifft also lediglich den Auflösungszeitpunkt inner- 
halb des 1996 festgelegten Umgliederungskonzepts. 
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53. Abgeordneter 

Paul 

Breuer 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass nach einer begleitenden Be- 
wertung der Firma KPMG für das Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung (BMVg) zur „Pro- 
beweisen Privatisierung von Teilen der Stand- 
ortverwaltung Düren“ und als Ergebnis des In- 
teressenbekundungsverfahrens festgestellt wur- 
de, dass bei einer Betrachtung der Gesamt- 
kosten für die zu privatisierenden Aufgaben 
kein privater Anbieter kostengünstiger als die 
Standortverwaltung Düren selbst die Leistung 
erbringen kann, und falls ja, welche Auswir- 
kungen hat diese Erkenntnis auf die Privatisie- 
rungsbemühungen des BMVg für den Auf- 
gabenbereich der Standortverwaltung (StOV) 
Düren und das entsprechende Pilotprojekt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 4. Januar 2001 

Die KPMG-Consulting GmbH hat die Wehrbereichsverwaltung III 
(WBV III) und das Bundesamt für Wehrverwaltung (BAWV) bei der 
Durchführung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur probeweisen 
Teilprivatisierung der Standortverwaltung Düren unterstützt. 

Die nach Abschluss des Interessenbekundungsverfahrens von den be- 
teiligten Firmen eingereichten Vorschläge wurden durch die KPMG- 
Consulting GmbH, WBV III und BAWV ausgewertet. Die Auswer- 
tung und die eingereichten Vorschläge werden zurzeit im BMVg über- 
prüft. 


54. Abgeordneter 
Paul 
Breuer 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass für die Durchführung 
des Pilotversuchs für Teile der Liegenschafts- 
verwaltung bei der StOV Düren im Fall der 
Vergabe an einen privaten Betreiber seitens 
der Dienststellen der Bundeswehr kleineres 
und größeres Gerät kostenlos zur Verfügung 
gestellt werden soll, und falls ja, wie soll die 
kostenlose Leistung nach Abschluss des Pilot- 
versuchs beim späteren Vergleich der Wirt- 
schaftlichkeit zwischen der Liegenschaftsver- 
waltung durch private Unternehmen und der 
StOV Düren berücksichtigt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 4. Januar 2001 

Die Frage, ob Gerät des technischen Betriebsdienstes der Standortver- 
waltung Düren an einen möglichen privaten Betreiber überlassen wird 
und zu welchen Konditionen, wäre im Rahmen der Vertragsverhand- 
lungen zu klären. Schon aus Gründen der Wirtschaftlichkeit würde 
dies zu den marktüblichen Bedingungen erfolgen. 
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55. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Tageszeitung „Die 
Welt“ vom 14. Dezember 2000 zu, dass der 
Bundesminister der Verteidigung (BMVg), 
Rudolf Scharping, erhebliche Reduzierungen 
am Bundeswehrstandort Hildesheim plant, 
und wenn ja, in welcher Weise soll dies genau 
geschehen? 


56. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der BMVg eine Räumung des 
Geländes der Dr.-Julius-Schoeps-Kaserne in 
Hüdesheim beabsichtigt, weil sich das Kaser- 
nengrundstück in attraktiver Stadtrandlage be- 
findet und dem BMVg der Marktwert dieses 
Grundstücks möglicherweise wichtiger ist als 
eine weitere Nutzung durch die Bundeswehr? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 4. Januar 2001 

Wie Sie wissen, muss die Bundeswehr der veränderten sicherheitspoli- 
tischen Lage Deutschlands, dem neuen Strategischen Konzept der 
Allianz und den aus der sicherheits- und verteidigungspolitischen 
Integration Europas abzuleitenden Aufgaben angepasst werden. 

Am 11. Oktober 2000 hat Bundesminister Rudolf Scharping die 
Ergebnisse und Entscheidungen zur Grobplanung dem Deutschen 
Bundestag und der Öffentlichkeit vorgestellt und in der Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 12. Oktober 2000 hierzu eingehend Stel- 
lung genommen. Im nächsten Schritt werden nunmehr die Eeinstruk- 
turen ausgeplant. Erst wenn diese Planungen abgeschlossen sind, kön- 
nen in einem weiteren Schritt die möglichen Auswirkungen auf die 
Stationierung der Bundeswehr im ersten Quartal des kommenden 
Jahres geprüft werden. Schon jetzt wird es notwendig werden, Stand- 
orte auch vor Ort zu überprüfen. 

Ziel ist, dass die Bundeswehr bei allen Entscheidungen für eine mo- 
derne und kostengünstige Armee und Verwaltung auch in der Eläche 
präsent bleibt. Damit bleiben unsere Streitkräfte weiter in der Bevöl- 
kerung verankert, und nur so können auch künftig möglichst viele 
grundwehrdienstleistende junge Soldaten heimatnah verwendet wer- 
den. 

Ich bitte Sie um Verständnis dafür, dass die Ergebnisse der jetzt lau- 
fenden Untersuchungen erst abgewartet werden müssen, bevor Aussa- 
gen zu Auswirkungen der zukünftigen Struktur der Bundeswehr auf 
die Bundeswehreinrichtungen im Standort Hildesheim gemacht wer- 
den können. 


57. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


An wen, aufgeschlüsselt nach Teüstreitkräften, 
wurde nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Einsatzmedaille „Allied Eorce“ im Anschluss 
an die Euftoperationen der NATO gegen die 
Bundesrepublik Jugoslawien verliehen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 4. Januar 2001 

Die Einsatzmedaille der Bundeswehr ALLIED EORCE für die Euft- 
operationen gegen die Bundesrepublik Jugoslawien und für die in die- 
sem Zusammenhang stehende maritime Unterstützung wurde bisher 
an 86 Besatzungsangehörige der Tornado-Geschwader der Euftwaffe 
sowie an 73 Offiziere, 328 Unteroffiziere und 152 Mannschaften der 
Marine (insgesamt 553 Verleihungen an die Besatzungen der deut- 
schen Schiffe in den Ständigen Einsatzverbänden der NATO, die 
während der Operation AEEIED EORCE im Rahmen des SHAPE 
„Concept of Operation for Maritime Eorces in Support of Operation 
AEEIED EORCE“ im Seegebiet Adria maritime Unterstützung 
geleistet haben), sowie an 120 Angehörige Zentraler Militärischer 
Dienststellen, die mit der Operation AEEIED EORCE befasst waren, 
verliehen. 


58. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die fliegenden Besatzungen 
des deutschen Anteils beim NATO E-3A Ver- 
band (AWACS) die einzigen an den Luftope- 
rationen der NATO gegen die Bundesrepublik 
Jugoslawien beteiligten deutschen Soldaten 
sind, die nicht die Einsatzmedaille „Allied 
Eorce“ erhalten haben? 


Warum wurde dem deutschen Anteil beim 
NATO E-3A Verband (AWACS) die Einsatz- 
medaille „Allied Eorce“ nicht verliehen und er 
auch ansonsten in keiner Eorm geehrt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 4. Januar 2001 

Eür die Luftwaffe standen bei dieser Auszeichnung die fliegenden Be- 
satzungen der Tornado-Einsatzgeschwader von Beginn an im Mittel- 
punkt, da sie die Träger der Operation ALLIED EORCE sowohl im 
militärischen Sinne als auch im Bewusstsein der Weltöffentlichkeit wa- 
ren. Damit wurde der historisch besonderen Aufgabe Rechnung getra- 
gen, den ersten Kampfeinsatz der Bundeswehr seit ihrem Bestehen er- 
folgreich durchgeführt zu haben. 

Die Einsatzmedaille ALLIED EORCE ist in der Luftwaffe nur an 
diese Soldaten verliehen worden. Die Angehörigen des deutschen An- 
teils des NATO E-3A Verbandes und alle anderen Soldaten der Luft- 
waffe, die Unterstützungsleistungen erbracht haben, wurden, soweit 
sie die Bedingungen erfüllten, mit der SEOR/KEOR-Medaille ausge- 
zeichnet, da diese Operation parallel neben ALLIED EORCE weiter 
lief. 

So ist in Würdigung ihrer Unterstützungsleistung an 206 Angehörige 
des deutschen Anteils beim NATO E-3A Verband die Einsatzmedaille 
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SFOR und später an 54 Angehörige die Einsatzmedaille KFOR ver- 
liehen worden. 


60. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen Besatzungen noch eine Anerkennung 
zukommen zu lassen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 4. Januar 2001 

Aufgrund der dargestellten Sachlage und insbesondere der Tatsache, 
dass die Soldaten des deutschen Anteils des NATO E-3A Verbandes 
für ihre Unterstützungsleistung bereits ausgezeichnet worden sind und 
auch weiterhin fortlaufend ausgezeichnet werden, ist darüber hinaus 
keine zusätzliche Anerkennung vorgesehen. 


61. Abgeordneter Plant die Bundeswehr bei der Beschaffung der 

Günther Friedrich Korvetten des Typs K 130 auf den Minen- 
Nolting eigenschutz zu verzichten, und sind aus Kos- 

(F.D.P.) tengründen, teilstreitkraftübergreifend weitere 

Einschränkungen bei Schutzsystemen vorgese- 
hen, wie z. B. bei handelsüblichen Fahrzeugen 
des Heeres? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 20. Dezember 2000 

Maßnahmen zur Überlebensfähigkeit werden im Rahmen der Aus- 
richtung der Streitkräfte auf das neue Fähigkeitsprofil hoch priorisiert. 
Damit besteht eine bindende Grundlage insbesondere für Einsatz- 
kräfte. Die Marine trägt dieser Forderung durch Einplanung eines 
Mineneigenschutzes für Korvetten K 130 Rechnung. 

Handelsübliche Fahrzeuge erhalten teilstreitkraftübergreifend keine 
zusätzlichen Schutzmaßnahmen, weü dadurch die wirtschaftlichen 
Vorteile der Handelsüblichkeit verloren gehen würden. 

Einschränkungen des Eigenschutzes bei handelsüblichen Fahrzeugen 
sind hinnehmbar, weil bei konkreten Einsatzplanungen die verfügba- 
ren Kräfte entsprechend der im Einsatzraum zu erwartenden Bedro- 
hung ausgestattet und eingesetzt werden. Das bedeutet: für Transport- 
aufgaben, die einen besonderen Schutz erfordern, werden gepanzerte 
Transportfahrzeuge genutzt. 

Bei eingeführten Waffensystemen und militärischen Fahrzeugen, bei 
denen sich für den Einsatz z. B. in Bosnien-Herzegowina oder im Ko- 
sovo ein zusätzlicher Schutzbedarf ergab, wurden in der notwendigen 
Anzahl entsprechende Schutzsysteme entwickelt und nachgerüstet. 
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62. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Welche Absichten verfolgt der Bund bei der 
zukünftigen Entwicklung des Bundeswehr- 
krankenhauses Berlin, und inwieweit wird bei 
den Planungen das stetig zunehmende Wirken 
des Bundes sowie der diplomatischen Vertre- 
tungen in Berlin berücksichtigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Dezember 2000 

Das im Oktober 1990 von der Nationalen Volksarmee übernommene 
Bundeswehrkrankenhaus Berlin wird derzeit im Rahmen einer um- 
fangreichen Ausbau- und Sanierungsplanung zu einem leistungsfähi- 
gen, modernen Krankenhaus mit einem umfassenden Versorgungs- 
spektrum ausgebaut. Es wird am Ende der Baumaßnahmen über 
367 Betten, davon 170 für Zivilpatienten verfügen. Bei den bisherigen 
Planungen wurde der verstärkten Präsenz des Bundes sowie diploma- 
tischer Vertretungen in Berlin bereits Rechnung getragen, z. B. durch 
Einrichtung geeigneter Räume zur Behandlung hochrangiger Reprä- 
sentanten der Bundesrepublik Deutschland oder anderer Staaten. 

Das Bundeswehrkrankenhaus wird auch bisher schon regelmäßig von 
Politikern in Anspruch genommen. 


63. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 

(CDU/CSU) 


Welche medizinischen oder verwaltungstechni- 
schen Kooperationen mit anderen Einrichtun- 
gen - in Sonderheit Krankenhäuser - bestehen 
oder sollen entstehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Dezember 2000 

Seit kurzem werden - auf Anfrage des Universitätsklinikums Charite - 
Gespräche über eine mögliche Kooperation zwischen dem Universi- 
tätsklinikum und dem Bundeswehrkrankenhaus geführt. Sofern sich 
ergibt, dass die Interessen des Sanitätsdienstes der Bundeswehr, d. h. 
die umfassende Aus-, Port- und Weiterbildung sowie Inübunghaltung 
des ärztlichen und nichtärztlichen Personals der Bundeswehr an einem 
uneingeschränkten Patienten-, Krankheiten- und Verletzungsspek- 
trum, die uneingeschränkte Verfügbarkeit über das Personal der Bun- 
deswehr, die Erhaltung der Identität des Bundeswehrkrankenhauses 
und die Wahrung der wirtschaftlichen Interessen der Bundeswehr 
realisiert werden können, dürfte einer im Detail noch abzuklärenden 
Kooperation aus Sicht der Bundeswehr nichts entgegenstehen. 


64. Abgeordneter 
Thomas 
Rachel 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Privati- 
sierung des Systeminstandsetzungszentrums 
(SIZ) 800 in Jülich, und stimmt es, dass der In- 
spekteur des Heeres der Schaffung eines Pilot- 
projektes „Betrieb des SIZ 800 Jülich“ bereits 
zugestimmt hat? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 16. Januar 2001 

Der Betrieb des Systeminstandsetzungszentrums 800 (Jülich) ist vom 
Heer als Pilotprojekt im Sinne des Rahmenvertrags für Investition, 
Innovation und Wirtschaftlichkeit in der Bundeswehr vorgeschlagen 
worden. 


65. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Bis wann ist mit der noch ausstehenden Ent- 
scheidung des Staatssekretärs im Bundesvertei- 
digungsministerium über die Schaffung dieses 
Pilotprojektes zu rechnen, und trifft es zu, dass 
Mitarbeiter des SIZ 800 in Jülich mit Zeitar- 
beitsverträgen nicht weiter beschäftigt und 
noch vor Weihnachten arbeitslos werden, ob- 
wohl im SIZ 800 noch nicht alle Stellen besetzt 
sind und genügend Arbeit vorhanden ist? 


66. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Warum werden die befristeten Arbeitsverträge 
in der Bundeswehreinrichtung SIZ 800 Jülich 
nicht in Verträge mit „Beendigung mit Ereig- 
nis“ umgewandelt, so dass die Menschen vor- 
erst ihre Arbeit behalten können und Entschei- 
dungen über Arbeitsplätze erst bei endgültiger 
Eestlegung der Art der Weiterführung des SIZ 
800 getroffen werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 16. Januar 2001 

Die Entscheidung steht noch aus, aber die Reduzierung des Umfangs 
der Streitkräfte hat auch den Wegfall von Dienstposten für Zivilperso- 
nal in den Streitkräften und der Wehrverwaltung zur Eolge. 

Aus diesem Grund bietet die befristete Einstellung von Arbeitneh- 
mern die Möglichkeit, die Arbeitskräftebedarfslage zeitlich flexibel zu 
gestalten, denn die Umwandlungen befristeter in unbefristete Arbeits- 
verhältnisse würden den zu erwartenden Personalabbau erheblich er- 
schweren. Die Verantwortung gegenüber den langfristig beschäftigten 
Arbeitnehmern der Bundeswehr und die Sicherung dieser Arbeitsver- 
hältnisse verpflichten, die Zahl neuer unbefristeter Arbeitsverhältnisse 
auf das unumgänglich Notwendige zu beschränken. 

Auch ein Ereibleiben von Dienstposten ist in dieser Eage hinzuneh- 
men, weil die Zeit bis zur Eeinausplanung der Strukturen absehbar ist 
und eine kürzere Dauer der Vakanz überbrückt werden kann und 
muss. 

Eür Arbeitnehmer mit befristeten Arbeitsverträgen werden dennoch 
bei Bedarf alle Möglichkeiten ausgeschöpft, im Anschluss an ein 
befristetes ein weiteres befristetes Arbeitsverhältnis mit sachlichem 
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Grund anzubieten oder das befristete Arbeitsverhältnis in ein Dauer- 
arbeitsverhältnis umzuwandeln. 

Im SIZ 800 sind nach einem Bericht der personalbearbeitenden Stand- 
ortverwaltung Düren vom 30. Oktober 2000 von den 64 dort einge- 
richteten Dienstposten „Werkhelfer“ derzeit 19 Dienstposten nicht be- 
setzt. Dem Antrag, zwei befristete Arbeitsverhältnisse zu verlängern, 
wurde stattgegeben. 


67. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung sicher stellen, 
dass im Falle der beabsichtigten Privatisierung 
des SIZ 800 in Jülich die vorhandenen Arbeits- 
plätze - einschließlich der Zeitarbeitsverträge - 
erhalten bleiben und keine betriebsbedingten 
Kündigungen oder andere Entscheidungen zu 
Lasten der Arbeitnehmer erfolgen, da die Ar- 
beitnehmer und die Werksleitung des SIZ 800 
in der Vergangenheit bewiesen haben, dass sie 
die Bundeswehreinrichtung in einer wirtschaft- 
lich effektiven Weise betreiben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 16. Januar 2001 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, dass notwendige Struk- 
turänderungen sozialverträglich erfolgen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


68. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, dass die 
Bundesministerin für Gesundheit, Andrea 
Fischer, auf einer Veranstaltung gesagt hat: 
„Jetzt müsste man eine Bombe schmeißen. 
Dann wären sie alle weg! All die graugesichti- 
gen Ärztefunktionäre, Krankenkassenfürsten 
und Pharmalobbyisten. Die ganze Mischpoke, 
die seit Jahren bremst und blockiert.“ (zit. 
nach Stern Nr. 41, 5. Oktober 2000)? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 12. Januar 2001 

Es trifft nicht zu, dass die Bundesministerin für Gesundheit, Andrea 
Fischer, gesagt hat: „Jetzt müsste man eine Bombe schmeißen. Dann 
wären sie alle weg! All die graugesichtigen Ärztefunktionäre, Kran- 
kenkassenfürsten und Pharmalobbyisten. Die ganze Mischpoke, die 
seit Jahren bremst und blockiert“. 
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69. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
man eine solche Äußerung als Spaß abtun 
kann, wie dies die Bundesministerin für Ge- 
sundheit geäußert haben soll? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 12. Januar 2001 

Entfällt, siehe Antwort auf Frage 68. 


70. Abgeordneter 

Wolfgang 

Dehnel 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Catgut als 
chirurgisches Nahtmaterial zu verbieten, ob- 
wohl als Ausgangsmaterial Därme von süd- 
amerikanischen Rindern eingesetzt und im 
Herkunftsland verarbeitet werden? 


71. Abgeordneter 

Wolfgang 

Dehnel 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung wissenschaftlich be- 
legbare Beweggründe bekannt, die eine Wei- 
terverwendung von Catgut in der Chirurgie in 
Frage stellen? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 16. Januar 2001 

Gemäß § 29 des Medizinproduktegesetzes (MPG) obliegt dem Bun- 
desinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) die zentra- 
le Erfassung und Bewertung von Risiken bei Medizinprodukten. Auf 
Grund der neuen Entwicklungen bezüglich BSE, insbesondere der 
Entscheidungen der Europäischen Kommission zur Verwendung von 
Risikomaterialien (tierischen Organen und Geweben von potentiell 
hoher Infektiosität) und der veränderten epidemiologischen Situation 
in verschiedenen europäischen Ländern, hat das BfArM eine Bewer- 
tung des potentiellen Risikos der Übertragung einer spongiformen En- 
zephalopathie durch aus Rinderdarm hergestelltes chirurgisches Naht- 
material (Catgut) vorgenommen. Rinderdarm zählt zu den Risikoma- 
terialien im Sinne der o. g. Kommissionsentscheidungen. Die Bewer- 
tung erfolgte nach dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse unter Berücksichtigung der angeforderten Stellungnahmen 
der betroffenen Hersteller. 

Das Risiko der Übertragung einer spongiformen Enzephalopathie 
durch Medizinprodukte, bei deren Herstellung Material bovinen 
Ursprungs verwendet wurde, wird insbesondere durch folgende Pa- 
rameter bestimmt: 

• Herkunftsland 

• Art des verwendeten Materials 

• Etwaige Inaktivierungs- oder Abreicherungsprozesse 
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• Menge des zur Herstellung eines Medizinprodukts anteilig benötig- 
ten Ausgangsmaterials 

• Applizierte Dosis 

• Applikationsart. 

Bei der Risikobewertung sind alle Parameter zu betrachten und als 
sich gegenseitig ergänzend zu berücksichtigen. Keiner dieser Parame- 
ter allein kann die Sicherheit eines Produktes gewährleisten. 

Für die Beurteilung des BSE-Risikos von Arzneimitteln wurde ein wis- 
senschaftliches Bewertungsschema entwickelt und vorgeschrieben 
(Bekanntmachungen des BfArM über die Zulassung und Registrie- 
rung von Arzneimitteln vom 25. September 1995 bzw. 28. März 
1996, BAnz. Nr. 210 vom 9. November 1995 bzw. Nr. 67 vom 
4. April 1996). Es erlaubt eine quantitative Abschätzung des potentiel- 
len Übertragungsrisikos, wobei als Maßstab die Inzidenz der spontan 
beim Menschen auftretenden Creutzfeld-Jakob-Krankheit (1:1 Million 
Menschen und Jahr) zugrunde gelegt wird. Ein höheres Infektionsrisi- 
ko als 1:1 Million, das dann gegeben ist, wenn die nach dem Bewer- 
tungsschema zu errechnende Exponentensumme unter 20 liegt, wird 
grundsätzlich als nicht mehr vertretbar angesehen. Das Schema kann 
analog auch auf Medizinprodukte angewendet werden, da keine 
Gründe ersichtlich sind, die eine insoweit abweichende Behandlung 
rechtfertigen. 

Die Hersteller von Catgut haben offenbar im Rahmen der Konfor- 
mitätsbewertung ihrer Produkte dieses Schema auch angewendet und 
dabei die erforderliche Exponentensumme von 20 errechnet. Die Risi- 
kobewertung des BfArM hat jedoch ergeben, dass dabei in mehrfa- 
cher Hinsicht von falschen Voraussetzungen ausgegangen wurde. So 
wurde nicht berücksichtigt, dass Brasilien hinsichtlich des BSE-Status 
nicht ohne weiteres mit als sicher BSE-frei geltenden Ländern gleich- 
gesetzt werden kann, und teilweise wurden Abreicherungsprozesse in 
Anrechnung gebracht, deren Wirks a mkeit nicht belegt werden konnte. 
Insbesondere wurde aber für das Ausgangsmaterial nicht die zutref- 
fende Materialklasse eingesetzt. Die Argumentation, dass zur Herstel- 
lung von Catgut nur die äußere Schicht (Serosa) und damit unter Risi- 
kogesichtspunkten weniger problematisches Bindegewebe des Darms 
verwendet wird, könnte nur dann akzeptiert werden, wenn durch ex- 
perimentelle Untersuchungen belegt wäre, dass eine Verunreinigung 
mit anderem Darmgewebe mit Sicherheit ausgeschlossen werden 
kann. Dieser Nachweis wurde nicht erbracht. Eine Differenzierung 
zwischen verschiedenen Darmabschnitten (Ileum und Jejunum) wird 
unter Riskogesichtspunkten als nicht relevant angesehen, da auch an- 
dere Darmabschnitte Nerven- und Lymphoidzellen enthalten und im 
Übrigen unter Schlachthausbedingungen eine sichere Trennung unrea- 
listisch ist. Auf der Grundlage dieser Überlegungen wird die erforder- 
liche Exponentensumme von 20 in allen Fällen tatsächlich nicht er- 
reicht. 

Bei Catgut handelt es sich nicht um ein unverzichtbares Medizinpro- 
dukt. Synthetische Nahtmaterialien stehen als grundsätzlich gleichwer- 
tige Alternativen zur Verfügung. Dies wurde vom Scientific Commit- 
tee on Medicinal Products and Medical Devices der Europäischen 
Kommission festgestellt und von drei relevanten klinischen Fachge- 
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Seilschaften, die vom BfArM diesbezüglich befragt wurden, bestätigt. 
Die Anforderungen an „Tierische Gewebe und deren Derivate, die 
zur Herstellung von Medizinprodukten eingesetzt werden“ sind durch 
die harmonisierten Normen DIN EN 12442-1, -2, -3:2000 näher kon- 
kretisiert worden, die in Teil 1 u. a. vorsehen, dass die Verwendung 
von tierischen Materialien vom Hersteller „... unter Berücksichtigung 
von klinischen Bedürfnissen und des Restrisikos ...“ zu rechtfertigen 
ist. 

Bei dieser Sachlage hält das BfArM das potentielle Risiko von Catgut 
(insbesondere wegen der Verwendung eines Risikomaterials als Aus- 
gangsstoff, der nicht belegten und nach Literaturangaben auch nicht 
möglichen wirksamen Inaktivierung bzw. Abreicherung sowie der pa- 
renteralen Anwendung) nicht mehr für vertretbar und hat entspre- 
chend den für die Abwehr von Risiken bei Medizinprodukten etablier- 
ten Verfahren den zuständigen Landesbehörden empfohlen, die An- 
wendung und das Inverkehrbringen von Catgut zu untersagen. Die 
für erforderlich erachteten Maßnahmen zur Risikoabwehr sind jetzt 
von den Landesbehörden in eigener Zuständigkeit anzuordnen. 

Unabhängig hiervon weise ich darauf hin, dass die Europäische Kom- 
mission eine Entscheidung zu Medizinprodukten vorbereitet, die tieri- 
sche Gewebe oder deren Derivate enthalten. Nach dem vorliegenden 
Entwurf wird die in nationales Recht umzusetzende Entscheidung die 
ausdrückliche Verpflichtung enthalten, die Verwendung tierischen 
Ausgangsmaterials im Hinblick auf den klinischen Nutzen und die 
Verfügbarkeit von Alternativen in jedem Lall kritisch zu hinterfragen 
und insbesondere Riskomaterial nur dann noch zu verwenden, wenn 
es für die Herstellung unverzichtbarer Produkte noch benötigt wird. 
Hieraus ergibt sich nach hiesiger Interpretation, dass Catgut aufgrund 
dieser Kommissionsentscheidung künftig ohnehin nicht mehr als ver- 
kehrsfähig angesehen werden kann. 


72. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich die forensischen Patientenzah- 
len bundesweit in den vergangenen zwanzig 
Jahren entwickelt, und wie hoch ist das Ver- 
hältnis in forensische Kliniken eingewiesener 
Personen zur Wohnbevölkerung in den einzel- 
nen Bundesländern? 


73. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über Qualität und Erfolg des Maßregelvollzu- 
ges sowie der Nachsorge im Vergleich der 
Bundesländer, und auf welche aktuellen Quel- 
len und wissenschaftlichen Untersuchungen 
stützt die Bundesregierung ihre Erkenntnisse? 


74. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Welche bundesweiten Standortkriterien gibt es 
für die Einrichtung forensischer Kliniken, und 
hält die Bundesregierung die bundesweite Ko- 
ordination der Standorte für ausreichend? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 29. November 2000 

Die strafrechtliche Unterbringung von aufgrund einer psychischen 
Störung schuldunfähigen bzw. eingeschränkt schuldfähigen Straftä- 
tern kann gerichtlicherseits als Maßregel der Besserung und Sicherung 
angeordnet werden. Die gesetzliche Grundlage bietet für eine Unter- 
bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus § 63 StGB, für 
die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt § 64 StGB, für die 
einstweilige Unterbringung § 126a StPO. Das Strafvollzugsgesetz 
(StVollzG) regelt den Vollzug der Freiheitsstrafe und der freiheitsent- 
ziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung in den §§ 136 
(Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus), 137 (Unter- 
bringung in einer Entziehungsanstalt), 138 (Anwendung anderer Vor- 
schriften). Nach § 138 richtet sich die Unterbringung in einem psychi- 
atrischen Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt nach Eandes- 
recht, soweit Bundesgesetze nichts anderes bestimmen. Die meisten 
Bundesländer haben den Maßregelvollzug (therapeutische Maßnah- 
men zur Besserung und Maßnahmen der Sicherung) in ihren Maßre- 
gelvollzugsgesetzen, andere in Abschnitten ihrer Psychisch Kranken- 
bzw. Unterbringungsgesetze (PsychKG) geregelt. Die Eänder bestim- 
men selbst die Kriterien für die Auswahl von Standorten ihrer Maßre- 
gelvollzugseinrichtungen. Eine Übersicht über die Entwicklung der 
Zahlen der in den einzelnen Bundesländern in forensischen Einrich- 
tungen Untergebrachten ist beigefügt.*) 


75. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
angesichts des drastisch gestiegenen Ecstasy- 
Konsums im Jahre 2000 und der dadurch ver- 
ursachten Drogentoten unternommen, um das 
Konsumverhalten von Kindern und Jugendli- 
chen nachhaltig zu ändern und diese Entwick- 
lung zu stoppen? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 15. Januar 2001 

Die Zahl der registrierten Sicherstellungsfälle und Sicherstellungsmen- 
gen von Ecstasy-Tabletten sowie die Anzahl der festgestellten erstauf- 
fälligen Konsumenten von Ecstasy-Tabletten stieg 1999 zum Teil sehr 
stark an. Im Jahr 2000 hat sich dieser Trend weiter fortgesetzt. Hier- 
bei ist zu berücksichtigen, dass Drogenkriminalität Kontrollkriminali- 
tät ist. Zunahmen hinsichtlich Sicherstellungsfällen, beschlagnahmten 
Drogenmengen sowie die Zahl der registrierten erstauffälligen Konsu- 
menten von Ecstasy sind immer auch auf verstärkte polizeiliche Akti- 
vitäten zurückzuführen. 

Aufgrund der Popularität von Ecstasy-Tabletten innerhalb der jungen 
Bevölkerung und der daraus resultierenden polizeilichen Kontrollpra- 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für 
die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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xis ist auch künftig mit einer weiteren Zunahme der Sicherstellungs- 
fälle, -menge und der erstauffälligen Konsumenten zu rechnen. 

Die Zahl der im Zusammenhang mit dem Drogenkonsum verstorbe- 
nen Personen stieg im Jahr 2000 weiter an; dies gilt auch für die 
Todesfälle, die u. a. im Zusammenhang mit dem Missbrauch von 
Ecstasy-Tabletten stehen. Todesfälle wegen ausschließlichem Ecstasy- 
Konsum wurden nur in wenigen Eällen festgestellt, vielmehr konnte 
die Todesursache aufgrund von Mischintoxikationen in den überwie- 
genden Eällen nicht zweifelsfrei ermittelt werden. 

Es ist zentrales Anliegen der Bundesregierung, den Konsum von Dro- 
gen in der Bevölkerung zu reduzieren und Suchterkrankungen zu ver- 
hindern. Dies gilt für die erwachsene Wohnbevölkerung und insbeson- 
dere für die Gruppe der Kinder und Jugendlichen. 

Die Bundesregierung stärkt die Sucht- und Drogenprävention, um 
Einstellungen, Eähigkeiten und Verhaltensweisen zu fördern, die die 
Persönlichkeit junger Menschen festigen und somit die Gefahr verrin- 
gern, drogenabhängig zu werden. Im Vordergrund steht dabei die Un- 
terstützung des Selbstwertgefühls und der Eebenskompetenz, die Ver- 
mittlung eines positiven Gesundheitsbegriffes und die Eörderung 
einer kritischen Einstellung zu allen Suchtmitteln. Die Entwicklung 
und Umsetzung konkreter Präventionsmaßnahmen obliegt der Bun- 
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA). 

Die BZgA verfolgt mit ihren Aktivitäten die Eörderung des Nichtrau- 
chens, des kontrollierten und maßvollen Umgangs mit Alkohol, 
des bestimmungsgemäßen Gebrauchs von Medikamenten und der 
Distanz zu illegalen Drogen. 

Die in diesem Zusammenhang besonders wichtige Zielgruppe der 
Kinder und Jugendlichen wird vor allem über die Ansprache von El- 
tern, Eehrern und anderen Multiplikatoren der Kinder- und Jugendar- 
beit erreicht. Als Bundesbehörde bedient sich die BZgA dabei der Be- 
reitstellung von Broschüren, Plakaten, Arbeitshilfen, Unterrichtsmate- 
rialien für den Unterricht in Schulen und Portbildungen für Multipli- 
katoren. 

Direkt an die Zielgruppe der Jugendlichen richtet sich die BZgA mit 
der Broschürenreihe „Mitten im Eeben“ sowie mit Pilmspots, die in 
Kinos und Diskotheken geschaltet werden. Weitere suchtpräventive 
Maßnahmen werden über Kooperationen mit Pernsehanstalten reali- 
siert. 

Die Wanderausstellung „SehnSucht“ der BZgA richtet sich vor allem 
an Multiplikatoren und an Jugendliche selbst und bietet in diesem Zu- 
sammenhang beispielsweise Pührungen für Schulklassen an. Jugend- 
veranstaltungen zur Suchtprävention führt die BZgA zurzeit im Rah- 
men ihrer Schwerpunktaktion „Suchtprävention im Breitensport“ ge- 
meinsam mit den fünf größten deutschen Sportverbänden durch. 

Mit dem durch das Bundesministerium für Pamilie, Senioren, Prauen 
und Jugend geförderten Modellprojekt „Teenex - Jugendliche für Ju- 
gendliche in der Suchtprävention“ wurde in den Jahren 1996 bis 1999 
ein Programm entwickelt, Alternativperspektiven zur Wahl eines dro- 
genbezogenen Eebensstils aufzubauen. Mit der Veröffentlichung des 
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Abschlussberichtes ist für die Arbeit in der Suchtprävention im Rah- 
men der außerschulischen Jugendarbeit ein wesentlicher Impuls ge- 
setzt. 

Suchtprävention ist alles in allem eine gesamtgesellschaftliche Quer- 
schnittsaufgabe. Sie umfasst neben gesundheitspolitischen Maßnah- 
men auch Verbesserungen der Angebote im Bildungswesen, auf dem 
Arbeitsmarkt oder in den Lebensbedingungen von Familien. Bund, 
Länder und Kommunen haben sich in ihren Aktivitäten aufeinander 
abzustimmen und zu ergänzen. Die Wirkung von Maßnahmen zur 
Prävention wird sich dabei jeweils nur langfristig einstellen können. 


76. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


Welche Forschungsaufträge bezüglich der Ur- 
sachen- und Spätfolgen im Zusammenhang mit 
„Modedrogen“ wie Ecstasy und Crack hat die 
Bundesregierung veranlasst? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 15. Januar 2001 

Forschung ist unverzichtbare Grundlage für eine Politik, die die Ent- 
stehung von Suchtkrankheiten verhindern und Hilfen für suchtkranke 
Menschen optimieren will. Die Bundesregierung fördert seit Jahren 
ein breites Spektrum von Forschungsarbeiten zum Thema Sucht, das 
auch Arbeiten zu Ecstasy und Kokain/Crack einschließt. 

Bereits 1996 und 1998 wurden im Auftrag der BZgA jugendliche Be- 
sucher von Technoparties zum Konsum von Partydrogen befragt, um 
zu einer realistischen Einschätzung des Problems zu gelangen. 

Als Ergebnis mehrjähriger Forschungsarbeiten wurde im vergangenen 
Jahr die durch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) geför- 
derte Studie „Ecstasy - Eine Studie zu gesundheitlichen und psychoso- 
zialen Folgen des Missbrauchs“ veröffentlicht. Die Ergebnisse wurden 
in der Fachöffentlichkeit breit gestreut und im Rahmen eines Exper- 
tengesprächs eingehend diskutiert. 

Die BZgA plant darüber hinaus eine internationale wissenschaftliche 
Fachtagung, in deren Rahmen Möglichkeiten der Prävention und 
Maßnahmen zur Reduzierung des Konsums von Designerdrogen er- 
örtert werden sollen. 

Mit Mitteln des BMG ist unter der Verantwortung der Universität in 
Rostock eine Designerdrogensprechstunde eingerichtet worden. Im 
Rahmen eines Modellvorhabens wird ein niedrigschwelliges, mehrdis- 
ziplinäres und zugleich spezifisch auf die Zielgruppe jugendlicher Dro- 
genkonsumenten zugeschnittenes Interventions- und Behandlungsan- 
gebot zur Primär- und Sekundärprävention erprobt. Erste Ergebnisse, 
nach denen das Angebot akzeptiert und angenommen wird, liegen 
vor. 

Zu den Folgen des Kokain- und Crackkonsums liegt eine Reihe von 
Forschungsarbeiten vor. Im vergangenen Jahr wurde mit Mitteln des 
BMG eine Analyse zur „klinischen“ Population von Kokainabhängi- 
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gen im Berliner Zentrum für ambulante Drogentherapie (KOKON) 
vorgelegt, mit der Abhängige genauer beschrieben werden können. 
Die Ergebnisse werden in Kürze in der Zeitschrift „Sucht“ veröffent- 
licht werden. 

Im Dezember 2000 fand ein gemeinsam von Bundeskriminalamt 
(BKA) und BMG durchgeführter Workshop zum Konsum von 
Kokain und Crack statt. In verschiedenen Vorträgen wurden polizei- 
liche Erkenntnisse, der Wissensstand zur Epidemiologie etc. referiert 
und offene Eorschungsfragen und geeignete Eorschungsmethoden 
diskutiert. 

In Kürze abgeschlossen wird eine an den Universitäten Oldenburg 
und Bremen durchgeführte Bestandsaufnahme vorliegender Informa- 
tionen zum Crack-Konsum. 


77. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(E.D.P.) 


Welche Initiativen hat die Bundesregierung in 
der Europäischen Union ergriffen, um den 
Vertrieb und Konsum in der EU einzudäm- 
men? 


78. Abgeordnete Welche Strategien verfolgt die Bundesregie- 

Sabine rung in der EU zur Drogenpolitik? 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(E.D.P.) 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 

vom 15. Januar 2001 

Deutschland hat in der „Horizontalen Gruppe Drogen“ der Euro- 
päischen Union maßgeblich an der Eortschreibung des EU-Drogen- 
aktionsplanes mitgewirkt. Ziele dieses Aktionsplanes sind u. a.: 

• erhebliche Verringerung des Konsums illegaler Drogen sowie der 
Anzahl der Einsteiger, insbesondere bei Jugendlichen unter 18 Jah- 
ren, in den nächsten fünf Jahren; 

• erhebliche Verringerung der Auswirkungen drogenkonsumbeding- 
ter Krankheiten (HIV, Hepatitis B und C, Tbc usw.) und der An- 
zahl der Drogentoten in den nächsten fünf Jahren; 

• erhebliche Steigerung der Anzahl erfolgreich behandelter Drogen- 
abhängiger; 

• erhebliche Reduzierung der Verfügbarkeit illegaler Drogen in den 
nächsten fünf Jahren; 

• erhebliche Verringerung der Anzahl der Drogenstraftaten in den 
nächsten fünf Jahren; 

• erhebliche Verringerung der Geldwäsche und des illegalen Handels 
mit Grundstoffen in den nächsten fünf Jahren. 
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Der Drogenaktionsplan erstreckt sich auf die Verhütung des Miss- 
brauchs von illegalen, aber auch von legalen Drogen wie Tabak und 
Alkohol und betont die Prävention sowie den zu verbessernden Zu- 
gang zu therapeutischen Hilfen für Abhängige. Die Mitgliedstaaten 
sollen außerdem konkrete Maßnahmen ergreifen, um insbesondere 
für jugendliche Drogenstraftäter Alternativen zu Haftstrafen zu schaf- 
fen, die ihre soziale Integration fördern. 

Auf Grundlage dieses Aktionsplanes wird die EU-Kommission eine 
Halbzeit- und Schlussevaluierung der beschlossenen Maßnahmen ver- 
anlassen. 

Deutschland unterstützt außerdem die Arbeit der EU-Ratsgruppe 
„Drogenhandel“ und setzt sich für die Einbeziehung der EU-Beitritts- 
kandidaten in bestehende Strukturen zur Verringerung des Drogen- 
handels ein. 

Prävention mit dem Ziel, Missbrauch und Abhängigkeit zu verhüten, 
ist Schwerpunkt der Drogen- und Suchtpolitik. Hierzu gehören auch 
die Maßnahmen zur Reduzierung der Werbung und der Zugangsmög- 
lichkeiten für legale Drogen, die die Bundesregierung seit Jahren von 
der Europäischen Union und den Bundesländern fordert. 

Die gemeinsame Maßnahme des Rates vom 16. Juni 1997 über den 
Informationsaustausch, die Risikobewertung und die Kontrolle bei 
neuen synthetischen Drogen dient der Einrichtung eines EU-Systems 
zur gemeinsamen Erfassung neuer synthetischer Drogen. Mit diesem 
„Europäischen Erühwarnsystem“ wurde ein wichtiges Instrumenta- 
rium zur schnelleren Erkennung von neuen synthetischen Drogen ge- 
schaffen, um in den Mitgliedstaaten die Anwendung der Kontrollmaß- 
nahmen für psychotrope Substanzen auch auf neue synthetische Dro- 
gen zu ermöglichen. Damit soll vor allem der Problematik von sog. 
Designerdrogen begegnet werden, bei denen durch die chemische Ab- 
wandlung gesetzlich verbotener synthetischer Betäubungsmittel Straf- 
vorschriften umgangen werden sollen. 

Im Rahmen des „Europäischen Erühwarnsystems“ findet ein reger ak- 
tueller Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten, der Eu- 
ropäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht (EBDD) 
und Europol über neue synthetische Drogen sowie eine Auflistung 
zum Zwecke der weiteren Beobachtung und ggf. Entscheidung über 
die Kontrolle der Substanz statt. 

Die nationale Umsetzung führt im Rahmen des „Europäischen Erüh- 
warnsystems“ institutionsübergreifend zu einer Bündelung nationaler 
Informationsträger, deren Erkenntnisse an die EBDD in Eissabon ge- 
steuert werden. Das BKA übermittelt als nationale polizeiliche Zen- 
tralstelle im Rahmen des „Europäischen Erühwarnsystems“ polizei- 
lich bzw. zollseitig erlangte Erkenntnisse an Europol, die wiederum 
die EBDD beteiligt. 

Durch die europäische Zusammenarbeit im Rahmen der EBDD 
werden die gemeinsamen Strategien im Umgang mit der Drogen- 
problematik auf eine verlässliche Grundlage gestellt. Gemeinsame 
Anliegen sind insbesondere Prävention, Schadensminimierung und 
die weitere Differenzierung der Hilfe. Jährlich wird in enger Zu- 
sammenarbeit mit den nationalen Knotenpunkten ein Bericht erstellt. 
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Er bietet Fachleuten aus den Bereichen der Drogenpolitik, Suchtfor- 
schung und Praxis aktuelle Informationen auf europäischer Ebene. Im 
Bericht werden allgemeine und neue Trends, Prävalenzen und Muster 
des Drogenkonsums sowie Maßnahmen gegen den Drogenkonsum 
und zur Reduzierung der Nachfrage in den EU-Mitgliedsländern und 
auch in Mittel- und Osteuropa beschrieben. 


79. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Was wurde seitens der Bundesregierung kon- 
kret getan, um die nicht erst seit wenigen Wo- 
chen vorhandenen Sorgen der Verbraucher, 
aber auch der Eandwirte hinsichtlich BSE auf- 
zugreifen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 4. Januar 2001 

Schon im Frühjahr 2000 war zu einem Expertengespräch deutscher 
Wissenschaftler eingeladen worden, das am 13. April 2000 im Bundes- 
ministerium für Ernährung, Eandwirtschaft und Forsten stattfand. 

Als eine wesentliche Antwort der Experten auf die Frage nach Argu- 
menten gegen die Einstufung Deutschlands wurde einstimmig geäu- 
ßert, dass als einziges stichhaltiges Argument die Vorlage von Fakten 
angesehen würde. Die Sachverständigen sprachen sich dafür aus, dass 
auch in Deutschland umfangreiche epidemiologische Untersuchungen 
durchgeführt werden sollten. 

Nachdem die BSE-Schnelltests im Auftrag der Europäischen Kommis- 
sion validiert worden waren, hatte das Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Eandwirtschaft und Forsten mit Schreiben vom 28. Juni 1999 
die Eänder daraufhingewiesen, dass damit Möglichkeiten zur Verbes- 
serung der Überwachung auf BSE eröffnet würden. Eine mit Schrei- 
ben vom 17. Juli 1999 vorgeschlagene Erhöhung der jährlichen Stich- 
probenzahl von 400 auf zukünftig 6 000 Proben lehnten die Eänder im 
Hinblick auf die damit verbundenen Kosten und angesichts der Tat- 
sache, dass Deutschland BSE-frei sei, jedoch ab. 

Erst im Zusammenhang mit einer - u. a. auch auf Drängen der Bun- 
desregierung - am 4. April 2000 im Ständigen Veterinärausschuss an- 
genommenen Änderung der entsprechenden Gemeinschaftsentschei- 
dung 98/272/EG über die epidemiologische Überwachung transmis- 
sibler spongiformer Enzephalopathien wurden die Mitgliedstaaten 
verpflichtet, ab dem 1. Januar 2001 gezielt Untersuchungen an veren- 
deten oder aus besonderem Anlass geschlachteten Rindern Schnell- 
tests durchzuführen - d. h. in Deutschland ca. 8 000 Untersuchungen 
jährlich. 

Vor dem Hintergrund des Ergebnisses der Agrarministerkonferenz 
am 2. September 2000 in Regensburg und dem Ergebnis einer Berei- 
sung durch das Eebensmittel- und Veterinäramt Dublin hatte das Bun- 
desministerium für Ernährung, Eandwirtschaft und Forsten mit 
Schreiben vom 9. Oktober 2000 die Eänder davon unterrichtet, dass 
der Europäischen Kommission gegenüber die Untersuchung aller 
verendeten Rinder über 24 Monate (ca. 66 000 Untersuchungen) 
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zugesagt worden sei. Dem haben die Länder in einer Sitzung am 
18./19. Oktober 2000 zugestimmt. 

Nach dem Erlass der Gemeinschaftsvorschriften zum Verbot der Ver- 
wendung von Risikomaterialien am 29. Juni 2000 (Entscheidung 
2000/418/EG) hat das Bundesministerium für Gesundheit noch am 
selben Tag diese Regelungen umgesetzt. Damit war ab dem 1. Okto- 
ber 2000 die Verwendung von Gehirn, Augen, Tonsillen und Rücken- 
mark von über zwölf Monate alten Rindern, Schafen und Ziegen so- 
wie des Ileums (Hüftdarm) von über zwölf Monate alten Rindern und 
der Müz von Schafen und Ziegen aller Altersklassen verboten. 

Am 22. November 2000 hat im Bundesministerium für Gesundheit 
ein Expertengespräch stattgefunden, zu dem auch Vertreter der Eän- 
der sowie die gesundheits- und agrarpolitischen Sprecherinnen und 
Sprecher der im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien eingela- 
den waren. Anlass dieses Gespräches war unter anderem, nach dem 
gehäuften Auftreten von BSE-Eällen in Erankreich auch für Deutsch- 
land Eragen zu BSE und den möglichen Gefahren der Übertragung 
auf den Menschen zu erörtern. 

Sofort nach Bekanntwerden des ersten Ealles in Schleswig-Holstein 
hat der zentrale Krisenstab beim Bundesministerium für Ernährung, 
Eandwirtschaft und Eorsten am 25. November 2000 getagt und im 
Sinne des vorbeugenden Verbraucherschutzes folgendes Maßnah- 
menpaket beschlossen: 

a) Tiermehlverfütterungsverbot (umgesetzt durch das Gesetz über 
das Verbot des Verfütterns, des innergemeinschaftlichen Verbrin- 
gens und der Ausfuhr bestimmter Euttermittel vom 1. Dezember 
2000 (BGBl. I S. 1635)). Mit dem Gesetz ist das Verfüttern pro- 
teinhaltiger Erzeugnisse und von Eetten aus Gewebe warmblütiger 
Eandtiere und von Eischen sowie von Mischfuttermitteln, die diese 
Einzelfuttermittel enthalten, an Nutztiere sowie das innergemein- 
schaftliche Verbringen und die Ausfuhr verboten; 

b) Durchführung von BSE-Schnelltests, umgesetzt durch 

- Verordnung zur fleischhygienerechtlichen Untersuchung von ge- 
schlachteten Rindern auf BSE vom 1. Dezember 2000 (BGBl. I 
S. 1659); Untersuchung aller über 30 Monate alten Schlachtrin- 
der im Rahmen der Eleischuntersuchung 

- TSE-Überwachungsverordnung vom 5. Mai 1999, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 8 der Verordnung vom 21. Dezember 2000 
(BGBl. I S. 1879); Untersuchung aller verendeten Kühe sowie 
aller über 24 Monate alten aus besonderem Anlass geschlachte- 
ten Rinder sowie der über 30 Monate alten verendeten männ- 
lichen Rinder; 

c) Ablaufplan bei BSE-Eeststellungen bei einem Rind in Deutschland 

Im Rahmen der Sitzung der Eänderreferenten für Tierseuchen- 
recht am 21. Dezember 2000 wurde ein im zentralen Krisenstab 
am 25. November 2000 beschlossener Ablaufplan bestätigt. Bezüg- 
lich der Maßnahmen im Schlachthof wurde ein von Niedersachsen 
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erstellter Ablaufplan - ergänzt um den Plan Baden-Württembergs - 
als Grundlage für weitere Prüfungen durch die Länder erarbeitet. 

Ein von der Bundesministerin für Gesundheit, Andrea Fischer, in der 
gemeinsamen Sitzung der Bundestagsausschüsse für Gesundheit und 
für Ernährung, Eandwirtschaft und Forsten am 6. Dezember 2000 an- 
gekündigter „Arbeitskreis BSE“ hat sich bereits am 21. Dezember 
2000 im Bundesministerium für Gesundheit in Bonn konstituiert und 
dabei auch Fragen zur Risikoeinschätzung sowie zur weiteren Vorge- 
hensweise erörtert. 

Nach dem Auftreten erster BSE-Fälle bei in Deutschland geborenen 
Rindern hat die wissenschaftliche Bewertung der Verwendung von 
Risikomaterialien oder von Separatorenfleisch, das unter Verwendung 
von Rinderwirbelsäulen gewonnen wurde, in vor dem 1. Oktober 
2000 hergestellten Fleischerzeugnissen sowohl zu einer öffentlichen 
Diskussion über die mögliche Gefährdung des deutschen Verbrau- 
chers durch solche Produkte als auch zu einer entsprechenden Re- 
aktion der Europäischen Kommission geführt. Die Verbände der 
Fleischwirtschaft und der Febensmittelwirtschaft haben deshalb am 
22. Dezember 2000 in einer gemeinsamen Besprechung mit dem Bun- 
desministerium für Gesundheit die Rücknahme von möglicherweise 
betroffenen Erzeugnissen sowohl in Deutschland als auch in der ge- 
samten Europäischen Union und in Drittländern zugesagt. Sowohl 
der Zeitplan für die Durchführung dieser Rückrufaktion wie auch ein 
Bericht über deren Ablauf und Abschluss wird dem Bundesministe- 
rium für Gesundheit vorgelegt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


80. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte plant die Bundesre- 
gierung zur Reduzierung der Verkehrsunfälle 
von Fußgängern bei Dämmerung und Dunkel- 
heit im Hinblick auf die hohe Zahl von Verun- 
glückten allein in den Jahren 1998 (insgesamt: 
12 862 Personen, davon: 647 Getötete, 4 826 
Schwerverletzte und 7 389 Eeichtverletzte) so- 
wie 1999 (insgesamt: 12 818 Personen, davon: 
567 Getötete, 4 755 Schwerverletzte und 7 496 
Eeichtverletzte) - Quelle: Statistisches Bundes- 
amt, Wiesbaden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Hilsherg 
vom 17. Januar 2001 

Die Entwicklung der Verkehrsunfälle von Fußgängern bei Dämme- 
rung und Dunkelheit ist bei den Getöteten und Schwerverletzten rück- 
läufig (1998: 647 Getötete, 4 826 Schwerverletzte und 7 389 Eeichtver- 
letzte; 1999: 567 Getötete, 4 755 Schwerverletzte und 7 496 Eeichtver- 
letzte). 
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Ein besonderes Anliegen der Bundesregierung ist es, die Sicherheit 
der schwächeren Verkehrsteilnehmer wie Fußgänger und Radfahrer 
zu verbessern. Das Ziel eines besseren Schutzes dieser Verkehrsteil- 
nehmer wurde in die Koalitionsvereinbarung der die Bundesregierung 
tragenden Parteien aufgenommen. 

Auch die Europäische Kommission hat das Thema „Fußgänger- 
schutz“ als vorrangig in ihr Arbeitsprogramm aufgenommen. 

Deshalb wird die Bundesregierung ihre bewährte Verkehrssicherheits- 
arbeit fortsetzen. 


81. Abgeordneter 
Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Einführung einer 
Obhut- bzw. Kennzeichnungspflicht für Perso- 
nen auf Eandstraßen mit mikroprismatischen 
Reflexfolien für ein geeignetes und effizientes 
Mittel, die Sicherheit des Straßenverkehrs 
durch konzentrationserhöhende Maßnahmen 
für Kraftfahrer zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Hilsherg 
vom 17. Januar 2001 

Die Bundesregierung hält auch Reflexfolien für ein geeignetes Mittel, 
die Erkennbarkeit von Fußgängern für Kraftfahrer bei schlechten 
Sichtverhältnissen zu erhöhen. Sie vermag darin jedoch keine konzen- 
trationserhöhende Maßn a hme für Kraftfahrer zu erkennen. 

Eine „Obhut- bzw. Kennzeichnungspflicht“, d. h. eine Ausrüstungs- 
pflicht für Fußgänger mit „mikroprismatischen Reflexfolien“ oder 
vergleichbaren Mitteln zur Verbesserung der Erkennbarkeit von Fuß- 
gängern bei schlechten Sichtverhältnissen lehnt die Bundesregierung 
ab. Eine solche Ausrüstungspflicht könnte nur mit einer angemesse- 
nen Sanktionsandrohung (Verwarnungsgeld) durchgesetzt werden. 
Dies würde von der Bevölkerung nicht akzeptiert und als Übermaß- 
regelung abgelehnt werden. 

Die Bundesregierung setzt stattdessen auf freiwillige Maßnahmen der 
Fußgänger zur Verbesserung ihrer Erkennbarkeit für Kraftfahrer bei 
Dunkelheit. 


82. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung unter Be- 
rücksichtigung der „Resolution zur Realisie- 
rung der Bundesautobahnen A 14 und A 39“ 
der Industrie- und Handelskammer Eüneburg- 
Wolfsburg vom 10. Juli 2000 die Zukunft der 
Erschließung des größten nicht durch Auto- 
bahnen erschlossenen Raums Deutschlands 
zwischen den Bundesautobahnen A 2, A 7, 
A 1 0 und A 24, für den im Bundesverkehrswe- 
geplan (BVWP) 1992 Autobahnverbindungen 
A 14 Eüneburg-Magdeburg und A 39 Wolfs- 
burg-Schwerin (so genannte X-Eösung) ge- 
plant worden sind, zwischenzeitlich aber mit 
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der so genannten G-Lösung eine zweite Va- 
riante in Betracht gezogen wurde, die nur noch 
eine Autobahnverbindung A 14 Magdeburg- 
Schwerin vorsieht und den westlichen Teil mit 
Bundesstraßen erschließen will? 


83. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, unter Berück- 
sichtigung der zu erwartenden Überlastung 
der vorhandenen Bundesautobahnen A 7 und 
A 2 und dem Bedarf nach einer Autobahnan- 
bindung des im betroffenen Bereich liegenden 
Wirtschaftsraums Wolfsburg/Braunschweig 
nach Norden (Norddeutschland, Skandinavi- 
en) und Südosten (Sachsen, Tschechien) die 
geplanten Bundesautobahnen A 14 und A 39 
gemäß den Festsetzungen des Bundesverkehrs- 
wegeplans 1992 neu zu bewerten und sie in 
den Vordringlichen Bedarf für den neuen Bun- 
desverkehrswegeplan einzustufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 14. August 2000 

Der Deutsche Bundestag hat anlässlich seiner Beratung des 4. Fern- 
straßenausbauänderungsgesetzes im Jahre 1993 eine Verkehrsuntersu- 
chung für den Raum, der von den Autobahnen A 7, A 24, A 2 und 
A 10 begrenzt wird, in Auftrag gegeben, die Aufschluss über Art und 
Umfang sowie Umweltrelevanz bisher diskutierten weiträumigen Ver- 
bindungen A 14 Lüneburg-Magdeburg und A 39 Schwerin-Wolfs- 
burg geben sollte. Ziel war, eine Alternative zu der mit erheblichen 
Umweltbeeinträchtigungen verbundenen so genannten X-Lösung zu 
finden. Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung Nordost (VUNO) 
haben die Gutachter für die Erschließung des oben angegebenen Rau- 
mes und seine Fernverkehrsanbindung in alle Richtungen anstelle der 
X-Lösung des aktuellen Bedarfsplanes die so genannte G-Lösung, d. h. 
im Einzelnen: 

„Direkte Bundesautobahnverbindung zwischen Schwerin und 
Magdeburg mit Abzweigungen aus dem Raum Osterburg in 
Richtungen Wolfsburg, Lüneburg und Wittstock als 4-streifige, 
höhenfrei ausgebildete Bundesstraßen“ 

vorgeschlagen. 

Die an der Untersuchung beteiligten Länder einschließlich Nieder- 
sachsen haben diesen Gutachtervorschlag mitgetragen. Der Ausschuss 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen des Deutschen Bundestages 
hat das Untersuchungsergebnis in seiner Sitzung vom 31. Januar 1996 
zur Kenntnis genommen. 

Die Bundesregierung, vertreten durch das Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW), hat aus diesem Anlass er- 
klärt, dass sie nur die so genannte G-Lösung weiter verfolgen und 
auch in die nächste Bundesverkehrswegeplanüberarbeitung und die 
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darin eingeschlossene Bedarfsplanfortschreibung einbringen wird. 
Das BMVBW hat diese Position auf eine Vielzahl von Eingaben und 
Anfragen im Deutschen Bundestag in der 13. und 14. Legislaturpe- 
riode bestätigt. 

Das BMVBW wird deshalb in Übereinstimmung mit den Ländern 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt in die 
jetzt im Gang befindliche BVWP-Überarbeitung nur die G-Lösung 
einbeziehen. Die alte Bedarfsplanlösung kann nicht mehr weiter ver- 
folgt werden, denn sie hat aus der Sicht der Umwelt gravierende 
Nachteile. Die neue G-Lösung ist nach den Ergebnissen der seinerzeit 
angestellten Untersuchung nachweislich besser. Neue Aspekte zur Be- 
urteilung haben sich seither nicht ergeben. Die Bewertung des Projek- 
tes mit Hilfe des aktualisierten und erweiterten Beurteilungsverfahrens 
der Bundesverkehrswegeplanung und auf der Basis aktueller Progno- 
sen und eine davon ausgehende Entscheidung des Deutschen Bundes- 
tages zur Einstufung in einen neuen Bedarfsplan bleiben abzuwarten. 


84. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist die Einanzierung der Ortsumge- 
hung der Bundesstraße B 22 im Bereich Bay- 
reuth-Aiching auch über das Jahr 2003 hinaus 
gesichert, und hält die Bundesregierung am 
Ziel der Realisierung dieser Ortsumgehung 
zeitgleich zum Ausbau der Bundesautobahn 
A 9 im Stadtgebiet Bayreuth fest? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Hilsberg 
vom 17. Januar 2001 

Die Bundesregierung verfolgt unverändert die Absicht, die im Investi- 
tionsprogramm 1999 bis 2002 enthaltene Ortsumgehung Aiching 
(B 22) aufgrund ihres baulichen und verkehrlichen Zusammenhanges 
zeitgleich mit dem Ausbau der A 9 im Bereich Bayreuth zu realisieren. 
Die Einanzierung wird im Rahmen der jährlichen Bundeshaushalte 
sichergestellt. 


85. Abgeordneter 

Norbert 

Röttgen 

(CDU/CSU) 


Handelt es sich bei dem Schreiben der Europä- 
ischen Kommission vom 24. Oktober 2000 zur 
Umsetzung der beiden noch offenen Punkte 
des „22-Punkte-Katalogs“ zur Regelung des 
Nachtflugs auf dem Plughafen Köln/Bonn 
(Nachtflugverbot für Prachtflugzeuge der S7- 
Gewichtsklasse sowie für Passagierflüge zwi- 
schen 0.00 Uhr und 5.00 Uhr) um eine Zwi- 
schennachricht oder eine abschließende rechtli- 
che Stellungnahme der Europäischen Kommis- 
sion? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 18. Jannar 2001 

Bei dem Schreiben der Europäischen Kommission vom 24. Oktober 
2000 handelt es sich um eine seitens der Generaldirektion Energie 
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und Transport mit den anderen Diensten, insbesondere dem juristi- 
schen Dienst der Kommission abgestimmte Stellungnahme. Die Stel- 
lungnahme ist das Ergebnis einer vorläufigen Untersuchung aufgrund 
der vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
mit Schreiben vom 29. März 2000 erteilten Auskünfte sowie der im 
Vorfeld auf Arbeitsebene seitens der Europäischen Kommission bei 
zahlreichen Beteiligten eingeholten Hintergrundinformationen. 


86. Abgeordneter 
Norbert 
Röttgen 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Stellungnahme der Europäischen 
Kommission und, sofern es sich um eine ab- 
schließende rechtliche Stellungnahme handelt, 
welche Maßnahmen bzw. Regelungen strebt 
die Bundesregierung alternativ an, um die un- 
ter dem Eluglärm leidenden Bürgerinnen und 
Bürger wirksam zu entlasten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 18. Januar 2001 

Die Bundesregierung betrachtet die in dem Schreiben der Europä- 
ischen Kommission vom 24. Oktober 2000 abgegebene Stellungnah- 
me als rechtlich richtungweisend. Ziel der Bundesregierung ist es da- 
her, die von der auf Initiative des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen eingerichteten „Arbeitsgruppe Nachtflug 
Köln/Bonn“ am 30. März 2000 vorgeschlagenen elf Maßnahmen zur 
umgehenden Minderung der Eärmbelastung durch Nachtflug weiter- 
hin konsequent umzusetzen. Dabei geht es insbesondere um die Aus- 
weitung des passiven Schallschutzes, die Beschleunigung des Einsatzes 
leiserer Elugzeuge auch über ökonomische Anreize sowie die Anwen- 
dung von Elugverfahren, die geringere Eärmemissionen verursachen. 


87. Abgeordneter Worin sieht die Bundesregierung die derzeit 

Jürgen wichtigsten Harmonisierungsdefizite beim 

Türk Straßentransportgewerbe innerhalb Europas? 

(E.D.P.) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 17. Januar 2001 

Eür das Transportgewerbe ist die fiskalische und die soziale Harmoni- 
sierung von besonderer Bedeutung. 

Wegen befürchteter Wettbewerbsverzerrungen stehen im Bereich der 
flskalischen Harmonisierung vor allem die Höhe von Kfz-Steuer und 
Mineralölsteuer im Vordergrund des Interesses. 

- Die Kfz-Steuer ist in den Mitgliedstaaten unterschiedlich hoch. 

- Einige Mitgliedstaaten (die Niederlande, Erankreich und Italien) 
haben dem Transportgewerbe Mineralölsteuervergünstigungen 
durch Senkung oder Erstattung der Mineralölsteuer eingeräumt. 
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Für den Bereich der sozialen Harmonisierung ist die Verordnung über 
Lenk- und Ruhezeiten zu nennen. Hier ist ein Ungleichgewicht der 
Kontrollen über die Einhaltung der Lenk- und Ruhezeiten innerhalb 
der Mitgliedstaaten zu verzeichnen. Deutschland hat eine sehr hohe 
Kontrolldichte. 

Wettbewerbsverzerrungen gibt es auch durch illegalen Einsatz von 
Fahrern, insbesondere aus Nicht-EU-Staaten. 


88. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(F.D.P.) 


Welche Maßnahmen gedenkt sie zu ergreifen, 
um diese zu überwinden und gleiche Wettbe- 
werbsbedingungen zwischen den Speditionsfir- 
men in Europa herzustellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 17. Januar 2001 

Fiskalische Harmonisierung: 

• Kfz-Steuer: 

Die insoweit maßgebliche Eurovignettenrichtlinie sieht Mindest- 
sätze für Kfz-Steuern vor. Solange diese Mindestsätze eingehalten 
werden, ist es eine nationale Entscheidung, wie weit die Kfz-Steuer 
gesenkt wird. 

• Mineralölsteuer: 

Hier handelt es sich vordringlich um ein beihilferechtliches Prob- 
lem, das von der Kommission geprüft werden muss. 

Soziale Harmonisierung: 

Die Kontrolldichte auf den Straßen hat so lange keine diskriminieren- 
den bzw. wettbewerbsverzerrenden Auswirkungen, wie sie In- und 
Ausländer gleichermaßen betrifft. 

Deutschland strebt eine EU-weit höhere Kontrolldichte an. Ein Vor- 
schlag der Kommission zur Änderung der Verordnung über die Lenk- 
und Ruhezeiten, der die Möglichkeit der unterschiedlichen Interpreta- 
tion der Verordnung durch die Mitgliedstaaten eindämmen und be- 
stehende Ausnahmemöglichkeiten der Verordnung reduzieren soll, ist 
in Vorbereitung. Die Richtlinie über die Arbeitszeit von Berufskraft- 
fahrern ist in Arbeit. Ein gemeinsamer Standpunkt ist auf dem Ver- 
kehrsministerrat im Dezember 2000 bereits erreicht worden. 


Dem illegalen Einsatz von Fahrern soll durch Eu-weite Einführung 
einer Fahrerlizenz entgegengewirkt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


89. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie viel kostet die zurzeit laufende Plakat- und 
Anzeigenkampagne „Was bringt die Ökosteu- 
er?“ des Bundesministeriums für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gila Altmann 
vom 17. Januar 2001 

Mit der am 30. Dezember 2000 gestarteten Informationskampagne 
„Was bringt die Ökosteuer?“ will das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit auf die Vorteile hinweisen, die die 
ökologische Steuerreform für die Bürgerinnen und Bürger sowie den 
Umwelt- und Klimaschutz bringt. 

Die Kampagne besteht aus vier Elementen: 

1. Informationsangebot im Internet 

Auf der Homepage des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit ( www.bmu.de ) werden umfassende Informatio- 
nen zur ökologischen Steuerreform sowie Verbrauchertipps zum Ener- 
gie- und Benzinsparen angeboten. 

2. Bundesweite Anzeigenschaltung 

Es wurden Anzeigen in überregionalen Tageszeitungen mit einer Ge- 
samtauflage von ca. 10 Millionen Exemplaren veröffentlicht (bis zum 
8. Januar 2001). 

3. Plakatierung 

Das Anzeigenmotiv wird im Zeitraum 18. bis 31. Januar 2001 in der 
Bundeshauptstadt Berlin plakatiert. 

4. Gewinnspielkarten 

Speziell für die Zielgruppe „Studenten“ werden deutschlandweit in 71 
Städten insgesamt 200 000 Gewinnspielkarten ausgelegt (Einsende- 
schluss für das Gewinnspiel ist der 28. Eebruar 2001). 

Die Gesamtkosten der Kampagne (einschließlich Mehrwertsteuer) 
belaufen sich auf 490 600 DM. 


90. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(E.D.P.) 


Warum sind die Zahlen über die Nacherhe- 
bung des Anteils der in Mehrwegverpackun- 
gen abgefüllten Getränke im Sinne von § 9 
Abs. 2 Satz 1 u. 2 und Abs. 3 Verpackungsver- 
ordnung für den Zeitraum von Eebruar 1999 
bis Januar 2000 noch nicht bekannt gemacht 
worden? 



Drucksache 14/5119 


-50- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 15. Januar 2001 

Das Ergebnis der Nacherhebung über die nach § 9 Abs. 2 erheblichen 
Anteile von in ökologisch vorteilhaften Getränkeverpackungen abge- 
füllten Getränken für den Zeitraum von Februar 1999 bis Januar 
2000 liegt der Bundesregierung noch nicht vor. 


91. Abgeordnete Wann wird die Bundesregierung diese Zahlen 

Birgit bekannt machen? 

Homburger 

(F.D.P.) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 15. Januar 2001 

Nach Vorlage des Ergebnisses der Nacherhebung durch den Auftrag- 
nehmer werden die Zahlen vom Umweltbundesamt und der Bundesre- 
gierung geprüft und im Anschluss daran bekannt gemacht. Es ist da- 
von auszugehen, dass dies nicht vor April 200 1 möglich sein wird. 


92. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Personen sind innerhalb des Bundes- 
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit sowie nachgeordneter Berei- 
che mit der Auswertung des seit Februar 2000 
vorliegenden Gutachtens des wissenschaftli- 
chen Beirats Bodenschutz „Wege zum vorsor- 
genden Bodenschutz“ beschäftigt? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 3. Januar 2001 

Die Aussagen und Vorschläge des wissenschaftlichen Beirats Boden- 
schutz werden bei der Vorbereitung von Entscheidungen in den je- 
weils zuständigen Organisationseinheiten genutzt. In den zurücklie- 
genden Monaten haben drei Mitarbeiter des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) und des Umwelt- 
bundesamtes (UBA) damit begonnen, eine erste zusammenfassende 
Fachbewertung und Zuständigkeitszuordnung vorzunehmen. 


93. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Warum wurde die in Punkt 65 des Boden- 
schutzgutachtens angeregte Fachtagung (Fra- 
gen der Persistenz von Proteinen [insbesonde- 
re Prionen und DNA] in Böden, ihre Übertra- 
gung auf Bodenorganismen und die potenziel- 
len Wirkungen auf die Bodenzönose sowie 
Entwurf einer Strategie für die Bearbeitung 
prioritärer Fragen) erst nach dem ersten BSE- 
Fall in Deutschland für Dezember einberufen? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 3. Januar 2001 

Punkt 65 des Bodenschutzgutachtens enthält die Empfehlung, aus 
Vorsorgegesichtspunkten die Initiative für die wissenschaftliche Auf- 
arbeitung der Fragestellung zu ergreifen. Dementsprechend wurde im 
Umweltforschungsplan des BMU für das Jahr 2001 ein vorbereiten- 
des Forschungsvorhaben eingestellt, das zunächst den allgemeinen 
bodenbezogenen Erkenntnisstand Zusammentragen sollte. Der erste 
nachgewiesene BSE-Fall hat dazu geführt, dass die Fachtagung auf 
Weisung von Bundesminister Jürgen Trittin in den Dezember 2000 
vorgezogen worden ist. 


94. Abgeordnete Was war das Ziel dieser Fachtagung und wel- 

Christa che Ergebnisse wurden erreicht? 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 3. Januar 2001 

Ziel der Veranstaltung war es, eine Standortbestimmung vorzuneh- 
men, d. h. den aktuellen Stand des Wissens zu Vorkommen und Ver- 
halten von BSE/TSE-Prionen im Boden zu eruieren. Als Ergebnis ist 
festzuhalten, dass wissenschaftliche Erkenntnisse über Vorkommen 
und Verhalten der Prionen im Boden nur ansatzweise bestehen. Eine 
systematische Erforschung hat es weltweit noch nirgends gegeben. 
Dies ist nicht verwunderlich, da es bisher keine Nachweismöglichkei- 
ten für Prionen in geringen Konzentrationen gibt. Die derzeitige unte- 
re Nachweisgrenze liegt bei einer Konzentration von 10 000 rinderin- 
fektiösen BSE-Erregern pro Gramm krankhaft veränderten Materials. 

Als vordringliche Aufgabe im Bereich der bodenbezogenen For- 
schung sieht das BMU die Entwicklung eines geeigneten Bodenmo- 
dells für Verhaltens- und Verbleibsuntersuchungen mit Prionen, die 
Verbesserung der Diagnose- und Analysemöglichkeiten und insbeson- 
dere die Erarbeitung von Nachweismethoden für geringe Prionenkon- 
zentrationen im Boden, anderen Medien und Gemischen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


95. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie viel offenen Ausbildungsplätzen Ende die- 
ses Jahres stehen Ausbildungsplatzsuchende, 
aufgegliedert nach neuen und alten Bundeslän- 
dern, gegenüber und ist die Bundesregierung 
bereit, mit großzügigen staatlichen Finanzhil- 
fen ausbildungswillige Jugendliche aus den 
neuen Bundesländern verstärkt zu animieren. 



Drucksache 14/5119 


-52- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


eine Ausbildung in den alten Bundesländern 
zu durchlaufen, um damit etwas für ihre Zu- 
kunft zu tun und auch die Nachfrage z. B. des 
bayerischen Handwerks nach Auszubildenden 
zu befriedigen? 


Antwort des Staatssekretärs Uwe Thomas 
vom 3. Januar 2001 

Die Daten der Ausbüdungsvermittlungsstatistik zum 31. Dezember 
2000 werden erst im Januar 2001 vorliegen. Die nachfolgenden Aus- 
führungen beziehen sich daher auf die aktuellsten verfügbaren Zahlen. 

Zum Ende des Berufsberatungsjahres 1999/2000 am 30. September 
2000 waren bei den Arbeitsämtern insgesamt 23 642 noch nicht ver- 
mittelte Ausbüdungsplatzbewerberinnen und -bewerber gemeldet, da- 
von 15 174 in den alten und 8 468 in den neuen Bundesländern. In den 
alten Ländern ist dies der niedrigste Wert seit 1993, in den neuen Län- 
dern seit 1995. Bis Ende November konnten - unterstützt durch die 
im Ausbildungskonsens des Bündnisses für Arbeit vereinbarten regio- 
nalen Nachvermittlungsaktionen - diese Zahlen deutlich verringert 
werden: Ende November suchten insgesamt noch 13 989 Jugendliche 
einen Ausbildungsplatz, 9 224 in den alten und 4765 in den neuen 
Bundesländern. Der Bestand an unbesetzten betrieblichen Ausbil- 
dungsplätzen aus dem Berufsberatungsjahr 1999/2000 betrug Ende 
November noch insgesamt 13 629, 13 393 in den alten und 236 in den 
neuen Ländern. Hinzu kommen in den neuen Ländern noch rund 
2 000 verfügbare außerbetriebliche Ausbildungsplätze aus den öffent- 
lich finanzierten Ausbildungsplatzprogrammen sowie das neue Kon- 
tingent von 2 500 Plätzen aus dem Jugendsofortprogramm, das ab 
1. Eebruar 2001 zur Verfügung stehen wird. Auch in den alten Län- 
dern können in Arbeitsamtsbezirken mit problematischer Ausbil- 
dungsplatzsituation außerbetriebliche Ausbildungsplätze nach dem Ju- 
gendsofortprogramm eingesetzt werden; hier ist mit einer ähnlichen 
Größenordnung wie im Jahr 2000 (rund 2000 Eintritte) zu rechnen. 

Die Mobilität von ausbildungssuchenden Jugendlichen wird im Rah- 
men der Berufsausbüdungsbeihilfe nach dem Sozialgesetzbuch III ge- 
fördert. Berufsausbildungsbeihilfe können Auszubildende in aner- 
kannten Ausbildungsberufen unter bestimmten Voraussetzungen er- 
halten, wenn sie außerhalb des Haushaltes ihrer Eltern wohnen. 1 999 
haben die Arbeitsämter hierfür rund 390 Mio. DM ausgegeben. In 
den ersten neun Monaten dieses Jahres wurden 61 200 Auszubildende 
in einer dualen Berufsausbildung mit Berufsausbildungsbeihilfe geför- 
dert, 11 600 mehr als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Schon jetzt 
haben die Arbeitsämter rund 65 Mio. DM mehr für die Mobilitätsför- 
derung durch Berufsausbildungsbeihilfe ausgegeben als in den ersten 
drei Quartalen 1999. Dabei greift dieses Instrument besonders in den 
neuen Ländern. Bis September 2000 erhielten mehr als 36 000 Aus- 
zubildende aus Ostdeutschland Berufsausbüdungsbeihilfe, das waren 
9 000 Jugendliche mehr als im Vorjahr. Ein großer Teil dieser Jugend- 
lichen nutzt die Berufsausbildungsbeihilfe, um eine Ausbüdung in den 
alten Ländern zu absolvieren. 


Im Zuge der derzeit im Gesetzgebungsverfahren befindlichen Reform 
der Ausbildungsförderung werden weitere strukturelle und finanzielle 
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Verbesserungen der Berufsausbildungsbeihilfe eintreten. Der Gesetz- 
entwurf sieht u. a. höhere Bedarfssätze und Einkommensfreibeträge, 
die Nichtanrechnung von Kindergeld bei der Einkommensfeststellung 
und einheitliche Bedarfssätze in den alten und neuen Bundesländern 
vor. Darüber hinaus soll künftig die Möglichkeit bestehen, die Berufs- 
ausbildungsbeihilfe durch zweckgleiche Eändermittel, die bislang auf 
die Berufsausbüdungsbeihilfe angerechnet wurden, aufzustocken. Die 
Verbesserungen im Bereich der Arbeitsförderung werden voraussicht- 
lich zum Beginn des neuen Ausbildungsjahres am 1. August 2001 in 
Kraft treten. Insgesamt werden sie im Jahr 2001 zu Mehrausgaben in 
Höhe von rund 87 Mio. DM und jährlich rund 207 Mio. DM in den 
folgenden Jahren führen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


96. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Welches Konzept hat die Bundesregierung seit 
der im Juli 2000 von der Bundesministerin für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung, Heidemarie Wieczorek-Zeul, angekün- 
digten Kooperation mit einem Pharmakonzern 
entwickelt, um sicherzustellen, dass das für 
fünf Jahre in Afrika kostenlos abgegebene 
Aids-Medücament Viramune die Zielgruppen 
und medizinischen Einrichtungen tatsächlich 
erreicht und vor Ort korrekt angewendet wird? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 12. Januar 2001 

Die Bundesregierung bereitet mit den Eändern Kenia, Tansania und 
Uganda Pilotprojekte vor, mit denen die breite Anwendung von 
antiretroviralen Medikamenten zur Verhinderung der Mutter-Kind- 
Übertragung gemäß den Richtlinien und Standards von WHO und 
UNAIDS erprobt werden soll. Dabei werden in ausgewählten 
Distrikten, deren Gesundheitssysteme im Rahmen der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit ausgebaut wurden, die Voraussetzun- 
gen für den gezielten und wirksamen Einsatz der von der Pharma- 
industrie bereitgestellten Medikamente geschaffen. Dies umfasst Aus- 
bildung von Personal zur freiwilligen HIV-Beratung und -Testung, an- 
gemessene Eaborausstattung, qualifizierte Versorgung im Zusammen- 
hang mit der Geburt, Option zur Ernährung von Kleinstkindern, klini- 
sche Überwachung und Evaluierung der Maßnahmen sowie soziale 
Unterstützung der Patienten in der Eolgezeit. Die Projekte erhalten 
den Auftrag, Strategien zu entwickeln, mit denen auch andere afrika- 
nische Eänder mit geringstmöglicher Unterstützung von außen in der 
Eage sein werden, die Voraussetzungen für einen fachgerechten und 
flächendeckenden Einsatz dieser Medikamente zu schaffen. Mit der 
Durchführung der Projekte und der Abstimmung mit WHO und 
UNAIDS sowie der Pharmaindustrie wird die Deutsche Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit beauftragt. 
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97. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Wie umfangreich in konkreten Zahlen ist die 
Abgabe des Aids-Medikamentes Viramune in 
Entwicklungsländern seit Juli 2000? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 12. Januar 2001 

Im Rahmen der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit der Bundes- 
regierung wurden bisher keine Programme zur kostenlosen Verteilung 
antiretroviraler Medikamente zur Verhinderung der Mutter-Kind- 
Übertragung von HIV unterstützt. Über den genauen Umfang des 
Einsatzes einzelner von der Pharmaindustrie angebotener Präparate 
in Entwicklungsländern liegen der Bundesregierung keine Informatio- 
nen vor. 


Berlin, den 19. Januar 2001 
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